
Politische Berichte
       Zeitschrift für linke Politik 

Gegründet 1980 als Zeitschrift des Bundes Westdeutscher Kommunisten unter der Widmung  
„Proletarier aller Länder vereinigt Euch! Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt Euch“.  
Fortgeführt vom Verein für politische Bildung, linke Kritik und Kommunikation

	Kernprojekt Aktuelles – S. 4 

	Kernprojekt Ausland – S. 8

	Kernprojekt Kommunales – S. 12 

	Kernprojekt Gewerkschaftliches – S. 15 

	Kernprojekt Diskussionsteil – S. 19 

Ausgabe Nr. 6 am 4. Juni 2010, Preis 4,00 Euro

	Nach der Landtagswahl in NRW – S. 4

	Gesucht: ein EU-Wachstumsprogramm – S. 6

	Pro und kontra Optionskommunen – S. 12

	DGB-Bundeskongress: „Umdenken für eine neue 	
Ordnung“ – S. 16

	Linkspartei: Neue Parteispitze gewählt – Programmdebatte 
steht aus – S. 18

DGB-Bundeskongress beschließt Mindestlohn von 8,50 Euro.



�   Aktuell aus Politik und Wirtschaft • PB 6/2010

Politische Berichte
Zeitung für linke Politik 
– erscheint zwölfmal im Jahr

Herausgegeben vom Verein für politische Bil-
dung, linke Kritik und Kommunikation, Ven-
loer Str. 440, 50825Köln. Herausgeber: Barbara 
Burkhardt, Christoph Cornides, Ulrike Detjen, 
Emil Hruška, Claus-Udo Monica, Christiane 
Schneider, Brigitte Wolf. 

Verantwortliche Redakteure und Redaktions­
anschriften: 
Aktuelles aus Politik und Wirtschaft; Aus­
landsberichterstattung: Rüdiger Lötzer, 
Postfach 210112, 10501 Berlin, E-Mail: gnn-
berlin@onlinehome.de – Alfred Küstler, GNN-
Verlag, Postfach 60 02 30, 70302 Stuttgart, Tel. 
07 11 /  62 47 01, Fax : 0711 / 62 15 32. E-Mail: 
stutt.gart@gnn-verlage.com
Regionales / Gewerkschaftliches: Thorsten 
Jannoff, Tel. 0209/81 53 43 oder 0178/2 87 75 71, 
E-Mail: t.jannoff@web.de
Diskussion / Dokumentation : Martin Fochler, 
GNN Verlag, Stubaier Straße 2, 70327 Stuttgart, 
Tel. 07 11/62 47 01, Fax : 0711/  62 15 32, E-Mail: 
pb@gnn-verlage.de
In & bei der Linken: Jörg Detjen, GNN Verlags-
gesellschaft Politische Berichte mbH, Venloer 
Str. 440, 50825 Köln, Tel. 0221/211658, Fax: 
0221/215373. E-Mail: gnn-koeln@netcologne.de
Termine: Alfred Küstler, Anschrift Aktuelles.

Die Mitteilungen der „Bundesarbeitsgemein-
schaft der Partei Die Linke Konkrete Demo-
kratie – Soziale Befreiung“ werden in den Po-
litischen Berichten veröffentlicht. 

Verlag: GNN-Verlagsgesellschaft Politische 
Berichte mbH, Venloer Str. 440, 50825 Köln 
und GNN Verlag Süd GmbH, Stubaier Str. 2, 
70327 Stuttgart, Tel. 07 11 / 62 47 01, Fax : 0711 / 
62 15 32. E-Mail: stutt.gart@gnn-verlage.com

Bezugsbedingungen: Einzelpreis 4,00 €. Ein 
Halbjahresabonnement kostet 29,90 € (Förder
abo 42,90 €), ein Jahresabo kostet 59,80 € (För-
derabo 85,80 €). Ein Jahresabo für Bezieher aus 
den neuen Bundesländern: 54,60 €, Sozialabo: 
46,80 €. Ausland: + 6,50 € Porto. Buchläden und 
andere Weiterverkäufer erhalten 30 % Rabatt.

Druck: GNN Verlag Süd GmbH Stuttgart

Politische Berichte 
– zum Abonnieren – zum Kennenlernen 

Hiermit bestelle ich …… Stück pro Ausgabe der PB

o 1 Ausgaben für 5 € (beilegen) zum Kennenlernen

o Halb- o Jahresabo (29,90 / 59,80 € je Einzelabo)

o Halb- o Jahres-Förderabo (42,90 / 85,80 €)

o Halb- o Jahres-Sozialabo (23,40 / 46,80 €)

o Bankeinzug: Ich ermächtige den GNN-Verlag widerruflich, 
die Rechnung zu Lasten meines Kontos abzubuchen

Name:  . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  

Straße:  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  

Postleitzahl/Ort:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Kto-Nr.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  

BLZ:  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  

Bank:  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  

Unterschrift:  . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  

Einsenden an: gnn-Verlag, Postfach 600230, 70302 Stuttgart Politische Berichte im Internet: www.gnn-verlage.com

„Köhlers Rücktritt vertieft Krise der 
Bundesregierung“
Die Vorsitzenden von Partei und Frak-
tion Die Linke erklären zum Rücktritt 
des Bundespräsidenten:
Parteivorsitzende Gesine Lötzsch: 
„Horst Köhler hat mit seinen Äuße-
rungen zum Einsatz militärischer 
Gewalt zur Sicherung von deutschen 
Wirtschaftsinteressen die wirklichen 
Hintergründe für die Auslandseinsät-
ze der Bundeswehr offengelegt. 

Insofern sollte sein Rücktritt An-
lass für die Bundeskanzlerin sein, die 
deutsche Außenpolitik grundlegend zu 
überdenken und die Bundeswehr aus 
allen Kriegseinsätzen, insbesondere 
aber aus Afghanistan zurückzuzie-
hen.“ 

Fraktionsvorsitzender Gregor Gysi: 
„Der Rücktritt von Bundespräsident 
Horst Köhler verdient Respekt, zumal 
er als erster Repräsentant die wahren 
Gründe für den Einsatz der Bundeswehr 
in Afghanistan genannt hat. Dennoch 
erscheint seine Reaktion auf Kritik 
an seinen diesbezüglichen Äußerungen 
überzogen. Auch der höchste Reprä-
sentant der Bundesrepublik muss sich 
öffentlicher Kritik stellen. Man merkt, 
dass er vorher kein Politiker war, sonst 
hätte er das ausgehalten.

Horst Köhler war der Kandidat von 
CDU/CSU und FDP. Mit seinem Rück-
tritt vertieft sich die Krise der Re-
gierung Merkel-Westerwelle. In der 
grundgesetzlich festgelegten kurzen 
Zeit bis zur Neuwahl wird sich zeigen, 
ob die SPD nun wie in NRW sich eher 
auf Union und FDP orientiert oder auf 
Die Linke zugeht.“

Israel erstürmt Schiffe mit Hilfs­
gütern für Gaza
Noch sind die Details der Aktion nicht 
bekannt, aber ein großer Teil der in-
ternationalen Öffentlichkeit ist empört 
und bezweifelt die Darstellung der is-
raelischen Armee. Auch der Boykott 
des Gazastreifens durch Israel steht 
seit langem in der Kritik von UN und 
EU. Im folgenden die Stellungnahme 

der Linkspartei und ein Blick auf Re-
aktionen in Israel.

Zur Erstürmung der Flottille mit 
Hilfsgütern für den Gazastreifen 
durch israelische Soldaten erklärt Gre-
gor Gysi, Vorsitzender der Fraktion Die 
Linke:  „Israel versucht seit geraumer 
Zeit den Gazastreifen, in dem es seine 
Besatzung aufgegeben hat, abzurie-
geln. Dazu hat Israel kein Recht. Es gibt 
keine einzige völkerrechtliche Norm, 
auf die Israel eine solche Abriegelung 
stützen kann. Deshalb ist sie mehrfach 
und von einer Vielzahl von Staaten ver-
urteilt worden. Mehrere Schiffe waren 
unterwegs, um Hilfsgüter an die paläs-
tinensische Bevölkerung im Gazastrei-
fen zu liefern. Die israelische Armee 
wollte dies rechtswidrig nicht zulassen 
und die Schiffe besetzen. Ohne im Ein-
zelnen beurteilen zu können, was bei 
der Besetzung geschah, ist es niemals 
und durch nichts zu rechtfertigen und 
deshalb verbrecherisch, dass einseitig 
das Feuer eröffnet wird und friedliche 
Menschen getötet oder verletzt werden. 
Unter den Passagieren befinden sich 
auch die Bundestagsabgeordneten An-
nette Groth und Inge Höger, beide Mit-
glieder der Fraktion DIE LINKE sowie 
der ehemalige Abgeordnete der Links-
fraktion, der 72-jährige Norman Paech. 
Ich erwarte vom Bundespräsidenten, 
vom Bundestagspräsidenten, von der 
Bundeskanzlerin und vom Bundesau-
ßenminister, dass sie sich unverzüglich 
gegenüber der israelischen Regierung 
für das Ende der Gewalt gegenüber 
den Besatzungen der Schiffe, für die 
unverzügliche Freilassung sämtlicher 
friedlicher Besatzungsmitglieder, für 
die Bildung einer internationalen Un-
tersuchungskommission zur Klärung 
der Vorgänge und für das Ende der 
rechtswidrigen Abriegelung des Gaza
streifens einsetzen.“

Wie reagiert die israelische Zivilge-
sellschaft auf die militärische Aktion 
gegen die Schiffe? Stellt sie sich gegen 
die weitere Gewalteskalation oder blei-
ben die Proteste auf den linken Rand 
beschränkt?

Bekannte Friedensaktivisten wie Uri 
Avnery und einige Politiker der Linken 
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kritisierten die gewaltsame Enterung 
scharf. Dov Khenin, Knessetabgeord-
neter von Hadash (einer Listenver-
bindung verschiedener sozialistischer 
Parteien) und Gründer der Basisbewe-
gung Ir Lekulanu in Tel Aviv, warnte: 
„Die rechte und abenteuerliche Politik 
der Regierung kann einen Großbrand 
in der ganzen Region entfachen.“ Der 
ehemalige Knessetabgeordnete Mossi 
Raz aus der linksliberalen Partei Me-
retz sagte: „Es hätten keine Soldaten 
geschickt werden dürfen, um Men-
schen zu verletzen und selbst verletzt 
zu werden. Die Fortsetzung der Blo-
ckade Gazas stärkt nur die Hamas; sie 
muss unverzüglich beendet werden.“ 

Noch am gleichen Tag fanden Mahn-
wachen, kleinere Kundgebungen und 
Demonstrationen in der Hafenstadt 
Ashdod, in Haifa und Jerusalem (unter 
der Überschrift: „Nein zur Brandstif-
ter-Regierung, die die Region in Brand 
setzt! Nein zum nächsten Krieg! Ja zu 
Gesprächen und zur Lösung: Zwei Je-
rusalem - ein Frieden!“) und vor dem 
Verteidigungsministerium in Tel Aviv 
statt. Für Samstag ruft ein Bündnis 
von Peace Now, Yesh Gvul, Meretz, 
Hadash, Gush Shalom, Fighters for 
Peace, Kommunistischer Partei und 
vielen anderen zu einer Demonstration 
im Zentrum von Tel Aviv auf.

Jobcenter-Reform weiter strittig 
Süddeutsche Zeitung, 25.5., rül Der 
Erhalt der Jobcenter für die etwa 6,5 
Millionen Hartz-IV-Empfänger ist 
wieder fraglich. Vor allem die uni-
onsgeführten Länder verlangen zahl-
reiche Änderungen an dem von Re-
gierungskoalition und SPD mühsam 
ausgehandelten Kompromiss zur Absi-
cherung der Agenturen. Der sieht vor, 
das Grundgesetz zu ändern, um die 
derzeitige Struktur der Jobcenter als 
gemeinsame Einrichtung der Agentur 
für Arbeit und der jeweiligen Kommu-
ne beizuhalten. Etwa 40 Änderungs-
wünsche sollen von unionsgeführten 
Bundesländern in der Länderkammer 
auf den Tisch gebracht worden sein. 
Zusätzliche Probleme bereitet die FDP, 
die die geplante Entfristung von 3200 
Vermittlerstellen der Bundesagentur 
für Arbeit für die Jobcenter verhindern 
will. Diese Entfristung war von vielen 
Kommunen und Jobcentern schon lan-
ge gewünscht und wurde in den Ver-
handlungen mit der Bundesregierung 
von der SPD als Bedingung für ihre Zu-
stimmung zur Grundgesetzänderung 
genannt. Die Entfristung stünde im 
Gegensatz zu den Sparmaßnahmen der 
Bundesregierung, verkündet nun die 
FDP. Damit steht der gesamte Zeitplan 
für die geplante Grundgesetzänderung 
wieder in Frage. Bis zur letzten Sitzung 
des Bundesrats vor der Sommerpau-
se am 9. Juli muss die Reform unter 
Dach und Fach sein, wenn die Job-

center nicht völlig ins Chaos geraten 
sollen. Die fast 350 Jobcenter hängen 
derzeit in der Luft, weil die Unions-
fraktion im Bundestag, geführt von 
Fraktionschef Kauder, vor der letzten 
Bundestagswahl einen zwischen NRW-
Ministerpräsident Rüttgers, Hessens 
Ministerpräsident Koch und dem da-
maligen SPD-Arbeitsminister Olaf 
Scholz ausgehandelten Kompromiss in 
letzter Minute torpediert hatte. Wenn 
bis Ende 2010 keine Lösung gefunden 
ist, müssten alle Jobcenter aufgelöst 
werden und die alte Ämtertrennung in 
Arbeitsverwaltung und Sozialbehör-
den würde wieder aufleben. 

„Bürgerarbeit“ – vor allem billig 
BMAS-Presse, rül Bundesarbeitsmi-
nisterin von der Leyen hat ein neues 
Beschäftigungsprogramm auf den 
Weg gebracht. 30 000 Jobs für Lang-
zeitarbeitslose sollen bundesweit ein-
gerichtet werden. Ende April wurde 
das Projekt im Bundesanzeiger ausge-
schrieben, bis 27. Mai konnten sich Job-
Center im Rahmen eines bundesweiten 
„Interessenbekundungsverfahren“ für 
die Teilnahme an dem „bundesweiten 
Modellprojekt“ bewerben. Die Mittel 
für das Programm kommen etwa zur 
Hälfte aus dem ESF, d.h. von der EU, 
die andere Hälfte steuert die Bundesre-
gierung aus ihrem Etat bei. „Bürgerar-
beit“ soll es nur für Langzeitarbeitslose 
geben, die Hartz-IV beziehen und bei 
denen keine Aussicht besteht, sie in den 
nächsten sechs Monaten in den ersten 
Arbeitsmarkt zu vermitteln. Sie sol-
len bis zu drei Jahre lang „zusätzliche 
und im öffentlichen Interesse liegen-
de Arbeiten“ leisten und dafür bei 30 
Stunden Arbeit pro Woche monatlich 
maximal 900 Euro erhalten. Das er-
gibt einen Stundenlohn von etwa 6,90 
Euro brutto, liegt also unterhalb al-
ler derzeit gehandelten Mindestlöhne. 
„Bürgerarbeit“ ist deshalb vor allem 
der Versuch, Langzeitarbeitslose unter 
Ausnutzung ihrer Notlage in weitere 
Billigstjobs zu pressen. 

Gesundheitsreform: Vorbereitung in 
den Stäben
www.bmg-bund.de, alk. Inzwischen 
haben einige Sitzungen der Regie-
rungskommission zur Gesundheitsre-
form stattgefunden; in einer dürren 
Pressemitteilung des Gesundheitsmi-
nisteriums heißt es zu den Ergebnis-
sen: „In der dritten Sitzung der Re-
gierungskommission wurden drei wis-
senschaftliche Konzepte vorgestellt, 
welche die ordnungspolitische Idee des 
Prämienmodells erläuterten. Die Vor-
teile dieses Modells bestünden aus der 
fehlenden Konjunkturanfälligkeit und 
der größeren sozialen Gerechtigkeit, 
fasste Bundesgesundheitsminister Dr. 
Rösler die Ergebnisse zusammen. Der 

Minister betonte, dass die Familien-
mitversicherung in jedem Fall erhalten 
bleibe. Die Notwendigkeit zur Verän-
derung der Finanzierung der gesetz-
lichen Krankenversicherung bestehe 
unverändert fort. Andernfalls müsste 
das Defizit im nächsten Jahr, das the-
oretisch zwischen 6 und 15 Milliarden 
betragen könnte, über Zusatzbeiträge 
finanziert werden. Nachteilig sei dabei, 
dass diese keinen sozialen Ausgleich 
vorsehen.“ Der Streit zwischen dem 
FDP-Minister und der CSU ist nicht 
beigelegt. Die CSU will an der Sub-
ventionierung des nichtarbeitenden 
Ehegatten über die Krankenversiche-
rung festhalten; die Prämienlösung, 
wie sie Minister Rössler anstrebt (die 
sogenannte Kopfpauschale), wäre aber 
der Einstieg, die Mitversicherung von 
Ehegatten zu beenden.

Bremen: Disziplinarverfahren gegen 
Lehrer überwiegend eingestellt
wjo. Im August 2009 hatte Bildungsse-
natorin Jürgens-Pieper gegen 756 be-
amtete Lehrer wegen Beteiligung an 
der Tarifauseinandersetzung im Feb-
ruar 2009 Disziplinarverfahren einlei-
ten lassen (s. PB 9/2009, S. 16). Im März 
dieses Jahres wurden die Bescheide 
an alle Teilnehmer zugestellt. In über 
550 Fällen, in denen eine Streikteil-
nahme auf den 13.2.2009 beschränkt 
blieb, wurden die Verfahren einge-
stellt. Begründet wurde das Vorgehen 
vom zuständigen Staatsrat wie folgt: 
„Die Einstellung des Disziplinarver-
fahrens … ist aber noch vertretbar, 
weil ich zu Ihren Gunsten einräume, 
dass (es) bei vorangegangenen Strei-
kaktionen … auch nach Inkrafttreten 
des Bremischen Disziplinargesetzes 
am 1.1.2003 … bei Streikaktionen in 
der Regel nicht zur Einleitung von 
Disziplinarmaßnahmen (kam), so dass 
sich deshalb der Eindruck verfestigen 
konnte, dass auch dieses Mal außer 
über einen Gehaltsabzug … über kei-
ne weiteren Maßnahmen nachgedacht 
werde.“ Alle übrigen Lehrer, die zu-
sätzlich auch oder nur am 25.2.2009 ge-
streikt hatten, erhielten einen Verweis, 
der von der GEW so eingeschätzt wird: 
„Der erteilte Verweis stellt die nach 
dem Disziplinargesetz geringste Diszi-
plinarmaßnahme dar. Sie ist nach zwei 
Jahren ab Rechtskraft aus den Akten 
zu löschen und zu vernichten“.

Die GEW will hiervon einige Fälle 
auswählen und vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte das 
Beamtenrecht auf Streik durchklagen. 
Etwas aus dem Blick geraten ist dabei 
die Lage für die mit einem Verweis 
disziplinierten Lehrer bei erneuten 
Arbeitskämpfen. Sie können inner-
halb von 3 oder 3 ½ Jahren nicht oder 
nur unter erhöhten disziplinarischen 
Androhungen an Arbeitskämpfen teil-
nehmen.
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Auszug aus: Beschluss des Landespartei-
tags Die Linke. NRW vom 22.5.2010

Den Politikwechsel in NRW jetzt 
durchsetzen!
Die Linke ist mit zwei zentralen For-
derungen in den Landtagswahlkampf 
gegangen: Rüttgers muss weg! Jede 
Stimme für Die Linke ist eine Stimme 
gegen Rüttgers! 

Wir wollen einen Politikwechsel für 
mehr Demokratie, freie Bildung und 
soziale Gerechtigkeit.

Die schwarz-gelbe Landesregierung 
unter Ministerpräsident Rüttgers hat 
keine Mehrheit mehr, weder bei den 
Wählerinnen und Wählern noch im 
Parlament … Die Menschen in NRW 
haben den Politikwechsel gewählt, 
doch SPD und Grüne wollen diesen 
nicht umsetzen … SPD und Grüne 
haben Scheinverhandlungen aus tak-
tischem Kalkül heraus geführt. Ihr 
Ziel ist offenbar, einen Teil der eige-
nen Mitgliedschaft ruhig zu stellen 
und öffentlich den schwarzen Peter den 
Linken zuzuschieben …

Nach einem offenbar nur vorgegau-
kelten Lagerwahlkampf sollen die 
käuflichen Politiker von der CDU nun 
Partner der SPD werden. Der Traum 
von gebührenfreier Bildung, von län-
gerem gemeinsamem Lernen, von der 

Entmachtung der Energieriesen zu-
gunsten von kommunaler bezahlbarer 
Energieversorgung ist in weite Ferne 
gerückt.

SPD und Grünen behaupten, die Son-
dierungsgespräche seien an unserem 
ungeklärten Verhältnis zu Demokra-
tie und DDR gescheitert. Das ist eine 
Verdrehung der Tatsachen: Vielmehr 
hat Die Linke in dem Sondierungsge-
spräch ohne Wenn und Aber deutlich 
gemacht, dass die DDR für sie kein 
demokratischer Rechtsstaat, sondern 
eine Diktatur war. Die Linke war auch 
bereit, eine gemeinsame Erklärung als 
Präambel zu einem Koalitionsver-
trag zu vereinbaren, in der analog des 
SPD-Linken-Koalitionsvertrages in 
Brandenburg diese Haltung unmiss-
verständlich klargestellt wird …

SPD und Grüne wollen mit ihrer 
Lüge davon ablenken, dass sie gar nicht 
bereit waren, mit der Linken in ernst-
hafte Gespräche über einen Richtungs-
wechsel für NRW einzutreten.

Offensichtlich wollen SPD und Grü-
ne landespolitisch dort weitermachen, 
wo sie 2005 aufgehört haben: Die Poli-
tik der von 1995 bis 2005 amtierenden 
SPD-Grünen-Landesregierung, ins-
besondere des „Düsseldorfer Signal“, 
war neoliberal geprägt, gegen die Ar-
beitnehmer/innen in NRW gerichtet 
und diente in vielen Bereichen für 

Schwarz-Gelb als „Einfallstor“ für 
später von der Regierung Rüttgers noch 
drastisch verschlechterte Regelungen 
und Gesetze …

In dem Sondierungsgespräch ließen 
SPD und Grüne entgegen ihren Pro-
grammen erkennen, dass sie die West-
LB privatisieren wollen. Zudem ha-
ben sie beharrlich unsere Bereitschaft 
eingefordert, bis zu 8.700 Stellen im 
Landesdienst zu streichen, obwohl sie 
selbst insbesondere für den Bildungs-
bereich noch im Wahlkampf den deut-
lichen Ausbau von Stellen versprochen 
haben … Beide wollen kein wirkliches 
Investitionsprogramm zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze in NRW auflegen 
…

Fest steht: Die Linke wird keine 
Regierung unterstützen, die Privati-
sierungen, Personal- und Sozialab-
bau vornimmt und die nicht die Le-
bens- und Arbeitsbedingungen der 
Menschen deutlich verbessert … Die 
Linke steht für den Politikwechsel in 
NRW und streitet für eine Politik der 
sozialen Gerechtigkeit, der Demokra-
tie und der nachhaltigen ökologischen 
Gestaltung.

Zentraler Bestandteil eines Politik-
wechsels in NRW sind für Die Linke die 
Einführung eines landesweiten Sozial-
tickets im öffentlichen Nahverkehr, die 
Einführung eines Tariftreuegesetzes, 

Die Landtagswahlen in Nordrhein-
Westfalen haben in der Geschichte der 
Bundesrepublik mehrfach neue poli-
tische Konstellationen eingeleitet. In 
den 60er Jahren waren sie Vorreiter 
für eine große Koalition und Rot-Gelb, 
2005 leiteten sie das Ende von Rot-
Grün ein. Auch die Landtagswahl am 
9. Mai 2010 hat neue Konstellationen 
eingeleitet. Die deutliche CDU-FDP-
Mehrheit ist nach nur fünf Jahren ab-
gewählt worden. Bei einer niedrigeren 
Wahlbeteiligung verlor die CDU über 
10 % der Wählerstimmen und erhielt 
34,6 %. Die FDP legte zwar um 0,5 % auf 
6,7 % zu, blieb aber weit hinter ihrem 
Bundestagsergebnis zurück und zählte 
für viele zu den Wahlverlierern.

Auch die SPD, die nach dem erd-
rutschartigen Einbruch 2005 landauf 
landab als „gefühlter“ Wahlsieger 
auftritt, hat deutlich Stimmen verlo-
ren und verzeichnet wie die CDU das 
schlechteste Ergebnis seit Mitte der 
50er Jahre. Sie verlor fast 400.000 Stim-
men bzw. 2,6 % und hat mit 34,5 % der 
Stimmen genauso viele Abgeordnete, 
wie die CDU. Gewonnen haben nur 
die kleineren Parteien. Die Grünen er-

zielten das Rekordergebnis von 12,1 
% (+ 5,9 %). Die Linke kam mit 5,6 % 
einigermaßen sicher in den Landtag (+ 
2,5 % gegenüber PDS und WASG 2005). 
In ihren Hochburgen im Ruhrgebiet 
verlor die SPD im Schnitt sogar 4 %, die 
CDU etwas unterdurchschnittlich.

Die Landtagswahl von NRW dürf-
te das Fünfparteiensystem im ganzen 
Land endgültig etabliert haben. Dar-
an wird sich wahrscheinlich nicht 
so schnell etwas ändern. Nur in den 
süddeutschen Bundesländern ist Die 
Linke noch nicht in den Landtagen ver-
treten. Die nächsten Landtagswahlen 
in Rheinland-Pfalz und Baden-Würt-
temberg könnten dies schon ändern. Im 
Ruhrgebiet, wo die CDU nur in 6 von 38 
Wahlkreisen die 30 %-Marke kratzte, 
erhielt sie im Schnitt sogar 6,6% und 

war deutlich vor der FDP viertstärkste 
Partei.

Diesen Sprung hat Die Linke ge-
schafft, obwohl sie erst seit der Kom-
munalwahl im letzten Jahr flächen-
deckend zumindest in den kreisfreien 
Städten und allen Landkreisen in 
NRW vertreten ist und wenig landes-
politische Kompetenz vorzuweisen hat. 
Das Landtagswahlprogramm ist von 
den anderen Landtagsparteien und der 
Tagespresse heftig angegriffen wor-
den. Vor allem die WAZ-Mediengruppe 
hat sich mit „Stories“ hervorgetan, die 
vor allem die Zerstrittenheit und Po-
litikunfähigkeit des Landesverbandes 
NRW der Partei Die Linke belegen 
sollten. Allerdings sind im Vorfeld der 
Wahlen mit einer Ausnahme alle Um-
fragen und entsprechend die Medien 

immer davon ausgegangen, dass 
Die Linke die Fünf-Prozent-Hürde 
schafft.

Deutlich wird am Wahlergebnis, 
dass Die Linke vor allem in den 
Städten und Stadtteilen mit großen 
sozialen Problemen inzwischen eine 
kleine Stammwählerschaft hat. Die 
Erst- und Zweitstimmen liegen oft 

Landtagswahlen in NRW

Schwarz-Gelb abgewählt – Die Linke zieht 
erstmals ein
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Landtagswahl NRW 9.5. 2010 – Endergebnis Zweitstimmen 
 Landtagswahl 2010 Landtagswahl 2005 Differenz 
 Stimmen % Stimmen % %-Punkte 

Wahlberechtigte  13.267.052 100,0 13.230.366 100,0 – 
Wähler/-innen 7.870.412 59,3 8.333.363 63,0 – 
Ungültige Stimmen 109.866 1,4 89.349 1,1 – 
Gültige Stimmen 7.760.546 100,0 8.244.014 100,0 – 

CDU 2.681.700 34,6 3.696.506 44,8 - 10,3 
SPD 2.675.818 34,5 3.058.988 37,1 - 2,6 
GRÜNE 941.162 12,1 509.293 6,2 + 5,9 
FDP 522.229 6,7 508.266 6,2 + 0,6 
DIE LINKE(1) 435.627 5,6 254.977 3,1 + 2,5 

NPD 55.400 0,7 73.969 0,9 - 0,2 
REP 23.330 0,3 67.220 0,8 - 0,5 
pro NRW 107.476 1,4 - - + 1,4 

PIRATEN 121.046 1,6 - - +1,6 

Sonstige 196.758 2,5 256.783 3,1  

(1) 2005: PDS und WASG zusammen. Die PDS erhielt damals 0,9 %, die WASG 2,2 %. 

die sofortige Abschaffung der Studi-
engebühren, die Einführung „Einer 
Schule für Alle“, die Wiederherstel-
lung der finanziellen Handlungsfähig-
keit von Städten und Gemeinden unter 
anderem durch die Einrichtung eines 
Landesfonds zur Entschuldung struk-
turschwacher Kommunen sowie eine 
Bundesratsinitiative für einen solide 
finanzierten Politikwechsel durch eine 
andere Steuerpolitik zu Lasten von 
Millionären und Konzernen.

Gleichzeitig geht es uns darum, den 
Sozialabbau in Deutschland verbind-
lich im Bundesrat zu stoppen. Wir 
streiten für eine Politik, die die inter-
nationalen Finanzmärkte kontrolliert 
… Nicht die Mehrheit der Bevölkerung, 
sondern private Banken, Spekulanten 
und Finanzprofiteure, die die Krise 
verursacht haben, müssen zahlen.

Für die Einleitung eines grundle-
genden Politikwechsels im Interesse 
der Mehrheit der Menschen in unserem 
Land sind wir auch nach dem Scheitern 
der Sondierungsgespräche zwischen 
SPD, Grünen und der Linken zu Ge-
sprächen bereit. Ein Politikwechsel 
wird an uns nicht scheitern, aber wir 
biedern uns nicht an. Entscheidend 
ist, was dabei an positiven Verände-
rungen für die Menschen in NRW her-
auskommt. Und das werden wir mit 
eigenen Anträgen und Initiativen im 

NRW-Landtag unter Beweis stellen.
Wir hoffen nach wie vor auf die Ver-

nunft und eine kritische Basis von 
SPD und Grünen. Wir appellieren 
an die Vertreterinnen und Vertreter 
der Gewerkschaften, der Sozial- und 
Umweltverbände und der Erwerbslo-
senbewegung, der SchülerInnen- und 
Studierendenbewegung: Übt Druck 
auf Sozialdemokrat/innen und Grüne 
aus, damit sie sich einem Politikwech-
sel nicht mehr verweigern …

Als Teil der sozialen Bewegungen 
suchen wir den Rat und die Kritik der 
Gewerkschaften, der außerparlamen-
tarischen Initiativen und Bewegungen, 
der Kirchen, der Bürgerinitiativen, der 
Menschen in NRW. Um dies zu unter-
streichen, werden wir demnächst diese 
Organisationen zu einem Ratschlag 
über unsere gemeinsamen Ziele und 
Aufgaben einladen: um alle Ansätze  
für eine Fortführung einer Politik des 
Sozialabbaus gemeinsam wirksam be-
kämpfen zu können.

Nur gemeinsam mit außerparlamen-
tarischen Kräften kann Die Linke im 
Parlament Erfolg haben und der Wi-
derstand gegen den Abbau sozialer und 
demokratischer Rechte und für Alter-
nativen letztlich erfolgreich sein …

NRW braucht endlich einen Politik-
wechsel – dafür steht Die Linke jeder-
zeit bereit!

relativ dicht beieinander, bei Grünen 
und FDP ist die Erststimme deutlich 
mehr taktisch vergeben worden. Dass 
das Potential der Bundestagswahl 
nicht erreicht wurde, ist vor allem da-
mit zu erklären, dass Die Linke nach 
wie vor vor allem als Bundespartei 
wahrgenommen wird und etliche Wäh-
lerinnen und Wähler die Kommunal- 
und Landespolitik als auch die Euro-
papolitik weniger interessiert. Bei den 
Bundestagswahlen erhielt Die Linke 
in NRW bei einer höheren Wahlbeteili-
gung 789.814 Zweitstimmen (8,4 %), bei 
der Landtagswahl nur 55 % davon.

Rot-Grün-Rot nicht gewollt

Auch wenn Schwarz-Gelb eindeutig 
abgewählt wurde. Die Regierungsbil-
dung in NRW ist zurzeit völlig unü-
bersichtlich. Hannelore Kraft hat es als 
Spitzenkandidatin der SPD im Wahl-
kampf zwar nie ausgeschlossen, eine 
Regierung mit der Partei Die Linke zu 
bilden. Sie hat aber stets betont, dass 
sie Die Linke nicht für regierungsfähig 
und -willig hält. Ihre Wunschkonstel-
lation Rot-Grün scheiterte an einer 
Stimme im Landtag, die beiden Partein 
haben zusammen 90 der 181 Land-
tagsmandate. Rot-Grün-Gelb wurde 
von der FDP nach einigen Querelen 
abgesagt, ist inzwischen aber wieder 
eine leichte Option, falls die derzeitigen 
Verhandlungen über eine große Koali-
tion scheitern.

Rot-Grün-Rot ist über ein fünfstün-

diges Sondierungsgespräch nicht hin-
ausgekommen, obwohl der Wahlkampf 
in den letzten Wochen so sehr wie lange 
nicht mehr ein Lagerwahlkampf war. 
Bei den landespolitischen Fragen gibt 
es in den Wahlprogrammen bei der 
Bildungspolitik (Streichung der Stu-
diengebühren, „Eine Schule für alle“), 
der dringend notwendigen Entlastung 
der Kommunen (Entschuldungsfonds 
des Landes), der Wiedereinführung 
von stärkeren Mitbestimmungsrechten 
für die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst und in sozialpolitischen Fra-

gen (Einführung eines Sozialtickets) 
durchaus viel Übereinstimmung bei 
Rot-Grün-Rot. Trotzdem erklärten 
SPD und Grüne nach dem Gespräch, 
sie sähen keine Möglichkeit zur Zu-
sammenarbeit.

Gut die Hälfte des Gespräches war 
nach übereinstimmenden Berichten 
von Teilnehmern aus allen drei Par-
teien mit Diskussionen um die Beur-
teilung der DDR gefüllt. Abgebrochen 
wurde das Gespräch, als die Delegation 
der Partei Die Linke erklärte, eine ge-
meinsame Koalitionsregierung müs-
se auch mit von der Partei Die Linke 
organisierten Protesten rechnen, so-
weit es um unsoziale Maßnahmen wie 
Entlassungen im Landesdienst ginge. 
SPD und Grünen ist es ein Stück weit 
gelungen, der Partei Die Linke in der 
Öffentlichkeit den „Schwarzen Peter“ 
zuzuschieben. 

Tatsächlich ist der Wille, sich an einer 
Koalitionsregierung zu beteiligen, in-
nerhalb der Partei Die Linke NRW nicht 
groß. „Veränderung durch Opposition“ 
war eine der Aussagen, auf die sich der 
Landesparteitag am 22.5. 2010, nach 
Scheitern der Sondierungsgespräche, 
gut verständigen konnte. Vor allem 
bei Neuwahlen könnt es ein Problem 
werden, dass nach unterschiedlichen 
Umfragen mindestens die Hälfte der 
Wählerinnen und Wähler der Partei 
Die Linke Rot-Grün-Rot wollte.

Schamhaft verschwiegen wird in 
der Öffentlichkeit allerdings, dass 
zehn Abgeordnete der eigenen Land-
tagsfraktion Hannelore Kraft vor den 
Sondierungsgesprächen angekündigt 
haben, sie nicht zur Ministerpräsiden-
tin einer rot-grün-roten Koalition zu 
wählen. Das gesellschaftliche Projekt, 
die Ziele, die mit einer Mehrheit links 
von der Mitte durchgesetzt werden 
könnten, sind offensichtlich nicht so 
fest in den Parteien verankert, dass sie 
zurzeit in NRW auch umgesetzt werden 
könnten.� Wolfgang Freye
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In der Griechenlandkrise wurden er-
neut die Banken geschont, die mit der 
Staatsfinanzierung einträgliche Ge-
schäfte gemacht haben, ihre Eigen-
tümer und Gläubiger erneut von der 
Haftung entbunden. Stattdessen haf-
ten wieder die Steuerzahler. Die Bun-
destagsfraktion der Linken stimmte 
zwar gegen das Gesetz zur Griechen-
landhilfe wegen der damit verbunde-
nen unerträglichen Auflagen für die 
griechische Bevölkerung und wegen 
der Nichtbeteiligung der Banken; 
eine Umschuldung Griechenlands zu 
Lasten der griechischen und europä-
ischen Banken, Versicherungen und 
Pensionsfonds hat aber auch die Linke 
nicht gefordert. Aufgrund der hohen 
Vernetzung der Banken sind die Aus-
wirkungen von Bankpleiten nicht ab-
sehbar, die Furcht vor einem Stillstand 
der wirtschaftlichen Aktivität ist nicht 
unbegründet.

Auf der Suche nach wirksamen Regu-
lierungskonzepten ist ein Blick auf die 
Wissenschaft vielleicht nicht schädlich. 
Die Goethe-Universität Frankfurt hat 
seit einiger Zeit ihre Forschungs-, Aus-
bildungs- und Beratungsinstitutionen 
zu verschiedenen Finanzthemen im 

„House of Finance“ zusammengefasst. 
Ihre Online-„Policy Platform“1 hat den 
Anspruch, Politiker und Marktteilneh-
mer auf „nicht-technische Weise“ über 
Finanzmarktangelegenheiten und ihre 
Regulierung, über die Geldpolitik der 
Zentralbanken, über Bankrecht und 
öffentliche Finanzen zu informieren. 
Man findet dort auch etliche deutsch-
sprachige Publikationen, aus denen im 
Folgenden zwei zusammengefasst wer-
den.�  gst

Erpressbarkeit der Politik durch das 
„Systemrisiko“ – unvermeidlich?
Ist es vertretbar, dass Banken mit Mil-
liardenhilfen am Leben gehalten und 
ihre Aktionäre und Gläubiger vor Ver-
lusten bewahrt werden, während nam-
hafte Industriebetriebe reihenweise 
in Konkurs gehen? Um diese Frage 
kreist der Vortrag von Prof. Roman 
Inderst. 2 Das magische Wort „syste-
misches Risiko“, von der Bankenauf-
sicht dem Finanzminister zugeflüstert, 
begründet das öffentliche Interesse an 
der Bankenrettung und damit die hohe 
Erpressbarkeit der Politik durch Un-
ternehmen, die gemessen an ihrer Be-

Was genau die Gründe waren, die die 
EU-Finanzminister bewogen, unmit-
telbar nach Verabschiedung des Ret-
tungspakets für Griechenland auf ei-
ner Sondersitzung mit EZB, EU-Kom-
mission und Vertretern des IWF einen 
zusätzlichen „EU-Rettungsschirm“ 
mit einem Volumen von 750 Milliarden 
Euro zu beschließen, ist noch dunkel. 
Offenbar fürchteten viele, darunter der 
französische Staatspräsident Sarkozy, 
die EZB und der IWF, eine Großattacke 
auf den Euro und eine neue „Schock-
starre“ an den Geldmärkten wie nach 
der Lehman-Pleite.

Glücklicherweise hatte die Poli-
tik, selbst unsere Regierung und ihre 
Kanzlerin, zu dem Zeitpunkt begrif-
fen, dass das System Politik nicht in 
einer gemütlichen Plauderei mit den 
Finanzmärkten war, sondern in einer 
Kampfsituation. Folglich holte die 
Politik die große Kanone heraus und 
beschloss den Rettungsschirm (nachzu
lesen unter www.bundestag.de, Druck-
sache 17/1685), dem eine Woche später 
im Eilverfahren auch der Bundestag 
und Bundesrat zustimmten. Sein In-
halt ist schlicht: EU-Kommission und 
EZB werden ermächtigt, zur Abwehr 
einer drohenden Zahlungsunfähigkeit 
einzelner EU-Staaten

a) mit 60 Milliarden Euro Krediten 
zu helfen,

b) eine EU-weite Zweckgesellschaft 
zu gründen, die mit am Kapitalmarkt 
aufgenommenen Mitteln weitere 440 
Milliarden Euro zur Verfügung stellt, 
für die die einzelnen EU-Staaten bür-
gen.

Diese Bürgschaft haben Bundestag 
und Bundesrat bewilligt. Zusätzlich 
sagte der IWF zu, diesen Kreditrahmen 
notfalls mit weiteren 250 Milliarden 
Euro aus seinen Mitteln zu ergänzen.

Den Akteuren an den Finanzmärk-
ten wurde damit unmissverständlich 
verdeutlicht, dass sie mit 750 Milliar-
den Euro „gegnerischen Mitteln“ fertig 
werden müssen, wenn sie noch einmal 
versuchen, ein EU-Mitgliedsland in die 
Zahlungsunfähigkeit zu treiben.

Diese Drohung und die Tatsache, dass 
die EZB unmittelbar danach begann, 
Staatsanleihen von allen EU-Staaten 
zu kaufen – die US-Zentralbank ver-
fährt schon seit Jahrzehnten so – hat 
gewirkt. Auch wenn die Zweckgesell-
schaft noch gar nicht gegründet ist, ist 
wieder eine gespannte „Normalität“ 
an den Geld- und Devisenmärkten ein-
gekehrt.

Zusätzlich hat die Politik begonnen, 
sich das Thema „Regulierung der Fi-
nanzmärkte“ endlich ernsthaft vor-
zunehmen. Angefangen von der „Ban-

Bankenkrise, Bankenabgabe, Bankenregulierung 
– Anregungen aus der Finanzwissenschaft 

kenabgabe“ (der IWF schlägt eine 
Sondersteuer für das Bankgewerbe 
für eine „Notreserve“ in Höhe von 2 
bis 4% des BIP vor, das wären in der 
EU 250 bis 500 Milliarden Euro), über 
Sondersteuern auf Manager-Boni und 
Bank-Dividenden (in Großbritannien 
schon eingeführt), Millionärsteuern (in 
Spanien auf der Agenda) bis hin zur Fi-
nanztransaktionssteuer ist auf einmal 
alles denkbar, was noch vor kurzem 
als „Teufelszeug“ galt. Ungedeckte 
Leerverkäufe sollen eingeschränkt, 

wenn nicht verboten werden, ebenso 
der Handel mit Kreditausfallversiche-
rungen durch Leute, die gar keinen 
Kredit aufgenommen haben, deshalb 
auch keine Versicherung brauchen, 
usw. usf.

Gleichzeitig hat in der EU die De-
batte um die Rückführung der öffent-
lichen Defizite an Fahrt gewonnen. 
Problem dabei: Die überlegten und 
vielfach schon beschlossenen Pakete 
greifen meist Leuten mit geringen und 
mittleren Einkommen in die Tasche 
oder schränken öffentliche Investiti-
onen ein. Das ist nicht nur unsozial. 
Es dämpft auch das ohnehin geringe 
Wachstum in der EU. „Europa wird ab-
gehängt“, hört man schon Warnungen. 
Tatsächlich dürfte die EU durch solche 
„Spar-Pakete“ gegenüber den USA, Ja-
pan, ganz zu schweigen von den BRIC-
Staaten und anderen Schwellenlän-
dern, wirtschaftlich weiter fallen.

Gesucht wird deshalb in Wirklich-
keit ein Bündel von Maßnahmen, die 
zusammen vier Ziele erfüllen: Die Fi-
nanzbranche regulieren, die öffent-
lichen Haushalte sanieren, sozial aus-
gewogen und fair sein und zu mehr 
Binnenwachstum in der EU führen. 
� rül

Gesucht: Ein EU-Wachstumsprogramm

Bundestag verabschiedet „Euro-Rettungsschirm“

Wenn das Wissen fehlt, sind Mythen ge-
fragt … 
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schäftigten- und Zuliefererzahl nicht 
mit einem Automobilkonzern wie z.B. 
Opel vergleichbar sind. Bei einem Ver-
schwinden von Opel würden aber ver-
mutlich nicht weniger Autos gebaut 
und verkauft, bei Bankinsolvenzen 
steht das Banksystem und damit die 
Finanzierung der „Realwirtschaft“ in 
Frage.

Die Ansteckung kann als „Domi-
noeffekt“ erfolgen, indem „gesunde“ 
Banken Forderungen an die insolvente 
Bank soweit abschreiben müssen, dass 
sie selbst in Schieflage geraten. Die 
Ausweitung ist dann nur noch abhän-
gig vom Grad der Vernetzung. Bereits 
reine „Informationseffekte“ können 
diese Wirkung haben, weil oft zu Recht 
vermutet wird, dass andere Banken 
mit ähnlichem Geschäftsmodell und 
Investitionen in ähnlichen Bereichen 
ähnliche Risiken eingegangen sind und 
ebenfalls schlechte Geschäfte gemacht 
haben. Die Notwendigkeit, schnell 
Wertpapiere abzustoßen – auch weil Ei-
genkapitalvorschriften dies aufgrund 
deren Wertverlustes das erfordern 
– führt zu „Schlussverkaufspreisen“ 
und damit zu Verlusten anderer Ins-
titute.

Die Konkurrenz ist in einer „syste-
mischen Krise“, also nicht in der Lage, 
für die Kreditvergabe der insolventen 
Bank einzuspringen, sondern steckt 
selbst in Schwierigkeiten. Die latente 
Bedrohung jeder Bank belastet ihre 
Geschäftsbeziehungen, der Inter-
bankenmarkt bricht zusammen – im 
Zusammenhang mit der Griechenland- 
und Eurokrise jetzt fast zum zweiten 
Mal nach der Hypothekenkrise 2007. 

Jedem Beteiligten auf dem Finanz-
markt müsse nach den großangelegten 
Rettungsaktionen sonnenklar sein: 
„Sofern man nur tunlichst darauf ach-
tet, nicht alleine in eine Schieflage zu 
geraten, kann man auf ein sattes staat-
liches Engagement wetten: Kopf – ich 
gewinne; Zahl – der Staat zahlt.“ Der 
Wetteinsatz ist von den Regulierungs-
behörden sogar gesenkt worden: Vom 
ersten Basler Abkommen 1988 („Basel 
I“) – Eigenkapitalanforderung 8% der 
Kreditrisiken – hin zu „Basel II“, wo-
nach die Institute durch Verwendung 
eigener Risikomodelle ihr Eigenkapi-
tal oft auf nur 2% absenken konnten! 
Zweckgesellschaften konnten noch bis 
Ende 2007 außerhalb der Bankbilanz 
die gigantische Hypothekenblase fi-
nanzieren – unter den weltweit „Top 
Fünf“, die sich bezogen auf Bilanzgrö-
ße und Eigenkapital verhoben hatten, 
die Landesbank Sachsen und die Hypo 
Real Estate!

Statt mit Eigenkapital wurde massiv 
mit Fremdkapital „gehebelt“ und maß-
lose Wachstums- und Renditeziele ver-
folgt. Das Risiko der Aktionäre stieg, 
ihre Rendite auch, und damit ihr In-
teresse, das Risiko der eingegangenen 
Geschäfte zu erhöhen.

Durch die Verwendung von Ratings 
zur Risikobewertung auf Grundlage 
von Basel II könne die Aufsicht sich 
nicht aus der Verantwortung stehlen. 
Die Ausfallwahrscheinlichkeit eines 
Papiers mag „geratet“ werden können, 
nicht aber die Wahrscheinlichkeit eines 
„systemischen“ Ausfalls zusammen 
mit anderen Papieren oder Krediten. 
Trotz „Gourmetführern zu Triple-A 
Restaurants“ ist immer noch eine „Hy-
gieneaufsicht“ erforderlich.

Wie kann die Erpressbarkeit der Po-
litik vermindert werden? Das derzeit 
praktizierte Regulierungssystem cha-
rakterisiert Inderst so: Es existieren 
detaillierte und komplexe Regeln für 
den „Normalfall“ und wenig detail-
lierte oder gar erprobte Regeln für den 
Krisenfall. Er schlägt vor, das umzu-
drehen. Für den Krisenfall muss ein 
detailliertes Regime einer „geordneten 
Abwicklung“ entwickelt werden, wo-
für die Juristen sich anstrengen müss-
ten. Der Normalbetrieb des Finanz-
marktes muss mit einfachen Regeln so 
gestaltet werden, dass das Risiko einer 
systemischen Krise verringert wird 
– zwei Schwerpunkte: systemische 
Ansteckungseffekte verhindern und 
Eigenkapital massiv erhöhen.

Skeptisch ist er gegen Versuche, 
durch (finanzielle) Bestrafung die Fi-
nanzinstitute daran zu hindern, sys-
temrelevant zu werden, also zu groß 
und zu stark vernetzt zu werden und 
sich in gleichen Geschäftsbereichen zu 
engagieren, und dafür alle Risikofak-
toren zu bewerten, die in dieser Krise 
schlagend wurden. Sind die gleichen 
Risiken in der nächsten Krise auch aus-
schlaggebend? Wird die Regulierung 
nicht noch komplexer, intransparenter 
und modellgläubiger? Die Vernetzung 
der Banken untereinander könne man 
vielleicht auf einfachere Art verrin-
gern. Dazu sei aber noch eine genauere 
Analyse nötig, warum Banken mittel- 
oder langfristige Verbindlichkeiten 
untereinander eingehen und ob das 
für ihre eigentlichen Funktionen wie 
Fristentransformation und Kreditver-
gabe notwendig ist. 

Ziemlich sicher ist sich Inderst, dass 
das Verhältnis von Eigenkapital zur Bi-
lanzsumme der Banken massiv erhöht 
werden muss, um die Finanzinstitute 
für eine Krise wie die jetzige zu wapp-
nen. Es wird eingewandt, Eigenkapital 
sei teuer und seine Erhöhung gefährde 
die Kreditversorgung der Wirtschaft. 
Die Banken nehmen über das norma-
le Einlagengeschäft mit den Sparern 
und der Realwirtschaft in erheblichem 
Ausmaß weiteres Fremdkapital – oft 
auch von anderen Finanzinstituten, 
insbesondere auch Versicherern auf. 
Solange diese Gläubiger wissen, dass 
sie bei Schieflage des Finanzsystems 
vorrangig von Staatshilfe profitieren, 
ist Fremdkapital tatsächlich billiger 
als Eigenkapital. Würde diese impli-

zite Subventionierung von Fremdka-
pital durch den Steuerzahler vermie-
den, wäre Fremdkapital automatisch 
teurer. Und die Kreditversorgung der 
Wirtschaft wäre auch bei erhöhter Ei-
genkapitalquote nicht gefährdet, wenn 
man auf Milliardenfinanzierung von 
Immobilienhalden in USA und Spani-
en verzichtet. 

Bankenabgabe als Beitrag zur 
Krisenvermeidung
Die Professoren Jan Pieter Krahnen 
und Helmut Siekmann gehen eben-
falls davon aus, dass „systemische Ri-
siken“ in einem hochgradig vernetzten 
Finanzsystem eine reale Bedrohung 
darstellen. Sie skizzieren in ihrem 
Papier3 ein Gesamtkonzept zur künf-
tigen Bankkrisenvermeidung und zur 
Abwicklung im Krisenfall, welches 
Anreize für Fehlverhalten („moral ha-
zard“) der Bankeigner und -vorstände 
in Erwartung sicherer staatlicher Ret-
tung vermeiden soll.

Die Überwachung von Eigenkapital 
und Liquidität der einzelnen Banken 
war zur Krisenvorbeugung offenbar 
unzureichend, notwendig ist ein Ge-
samtüberwachungskonzept. In diesem 
Zusammenhang machen sie darauf auf-
merksam, dass die gegenwärtige Einla-
gensicherung erheblich zu wünschen 
übrig lässt. Derzeit ist diese zersplit-
tert auf Privatbanken, Wertpapierhan-
delsunternehmen, Sparkassen, öffent-
liche Banken, Genossenschaftsbanken 
und Bausparkassen. Die Absicherung 
ist uneinheitlich: bei den Sparkassen 
und Geno-Banken sind das komplette 
Institut und damit auch Gläubiger von 
Schuldverschreibungen abgesichert, 
bei den Privatbanken nur die Einla-
gen. Über die gesetzliche Mindestver-
pflichtung von derzeit 50 000 Euro hin-
aus existieren keine Rechtsansprüche 
– auch nicht durch die Regierungser-
klärung aus dem Herbst 2008. Kapi-
talstock und Nachschusspflichten sind 
zumindest bei den Privatbanken und 
Wertpapierhandelsbanken völlig un-
zureichend. Eine Einlagensicherung 
schützt aber vor einem „Run“ der An-
leger auf die Bank und vermindert das 
„Ansteckungsrisiko“. Ihre Forderung 
daher: Einführung einer zusätzlichen, 
staatlichen Einlagensicherung mit ri-
sikoadäquaten Prämien, deren Höhe 
von einer Aufsicht festgelegt werden 
müsse.

An Stelle eines allumfassenden Ret-
tungsversprechens fordern sie die Ein-
führung eines speziellen Insolvenzver-
fahrens für taumelnde Banken, plaka-
tiv „Einweisung in ein Bankenhospi-
tal“. Träger könnte die neu gegründete 
Finanzmarktstabilisierungsanstalt 
werden. Im Krisenfall würden durch 
die Anstalt die „systemisch relevanten 
Finanzbeziehungen“ gesichert und 
die nicht systemrelevanten Teile ab-
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Honduras: Drei Gewerkschaftsver­
bände schließen sich zusammen
Während die bürgerlichen Kräfte ins-
besondere Mittelamerikas nach der 
US-geprüften Wahl so tun, als sei in 
Honduras alles normal, hört der Wider-
stand keineswegs auf – der Widerstand 
all jener, die nicht nur den Putsch ab-
lehnen und sich gegen die stille, aber 
blutige Repression zur Wehr setzen, 
sondern auch weiterhin einfordern, 
das Volk solle ein Recht auf eine ver-
fassungsgebende Versammlung haben, 
um so Grundlagen für eine soziale und 
demokratische Entwicklung zu legen. 
Die drei Gewerkschaftsföderationen 
CUT, CGT und CTH haben auf den 
gemeinsamen Maikundgebungen, die 
zusammen mit der Nationalen Wi-
derstandsfront organisiert wurden, 
eine Erklärung verabschiedet, die so-
wohl die Absicht, sich zusammen zu 
schließen bekundet als auch ein Zehn-
Punkte-Programm umfasst, das die 
wesentlichen sozialen und demokra-
tischen Grundforderungen des hondu-
ranischen Widerstandes zusammen-
fasst. �  www.labournet.de/internationales

Gewerkschaftssolidarität stärkt den 
Kampf schwedischer Hotelarbeitnehmer 
Mit dem Abschluss einer neuen über 
zwei Jahre laufenden Tarifvereinba-
rung zwischen der schwedischen Ge-
werkschaft der Hotel- und Restaurant
arbeitnehmer (HRF) und dem Arbeit-
geberverband wurde ein Streik, der am 
frühen Morgen des 17. Mai in 19 Hotels 
der drei größten Städte Schwedens be-
ginnen sollte, vermieden. Der Konflikt 
war in eine Vermittlungsphase getre-
ten, als der Streiktermin näherrück-
te und andere Gewerkschaften aktive 
Unterstützungsmaßnahmen angekün-
digt hatten. Die schwedischen Lebens-
mittelarbeiter hatten erklärt, dass die 
Auslieferungen sämtlicher Getränke 
sowie die von den großen Brauereien 
organisierten Leergutabfuhren vom 
24. Mai an unterbunden würden. Ihnen 
schlossen sich die Elektriker an, die in 
einigen der bestreikten Hotels Unter-
stützungsaktionen ankündigten und 
die Arbeit dort zu verweigern drohten, 
sowie die Transportarbeiter, die die 
Müllbehälter der Hotels nicht leeren 
wollten.

Die Verhandlungen über eine neue 
Tarifvereinbarung waren aufgrund 
von zwei strittigen Fragen gescheitert: 
der Forderung der Arbeitgeber nach 
Erweiterung und Verstärkung der in 
dieser Branche bereits weitverbreiteten 
prekären Beschäftigung und ihre Ab-
lehnung des Gewerkschaftsvorschlags 
einer Erhöhung der Monatslöhne um 
1028 Schwedenkronen (etwas über 100 
US-Dollar). Die HRF konnte diesem 
Lohnziel sehr nahe kommen, indem sie 
den Vorschlag des Vermittlers einer Er-

gewickelt. Die verbleibenden Verluste 
werden zunächst den Eigentümern, 
sodann den nicht-systemischen Gläu-
bigern von Bankanleihen, und zuletzt 
den Einlegern angelastet, soweit deren 
Einlagen die gesetzlich gesicherte Höhe 
übersteigen. Der Bankkunde ist daher 
ab einer bestimmten Einlagenhöhe ge-
zwungen, selbst die Risikogeneigtheit 
der Bank zu beobachten.

Um zu verhindern, dass eine Bank 
ausschließlich „systemische Verpflich-
tungen“ eingeht, und so doch in Gän-
ze aufgefangen wird, muss gesetzlich 
sicher gestellt werden, dass jederzeit 
ausreichende „nicht-systemische Ver-
bindlichkeiten“ vorhanden sind. 

„Systemische Forderungen“, deren 
Erfüllung durch die staatliche Anstalt 
gewährleistet werden, definieren sie als 
solche, „deren Erfüllung für die Stabi-
lität des Gesamtsystems entscheidend“ 
sind. Diese Beurteilung müsse Aufgabe 
des Staates sein. Den Vorwurf, dass 
mit einer Staatsgarantie für system-
relevantes Geschäft einer Bank das 
„moralische Risiko“ ihrer Geschäfts-
partner verstärkt wird – statt selbstän-
diger Bonitätsprüfung sogar Risiko-
steigerung -, beantworten sie mit dem 
Vorschlag eines Ermessensspielraums 
der Aufsichtsinstitution bei Festlegung 
der Höhe der gesicherten Ausfallquote. 
Präzise Regeln über Zeitpunkt und 
Ausmaß der staatlichen Rettung dürfe 
es nicht geben – wichtig sei vor allem, 
dass schnell Klarheit über das Ausmaß 
der Verluste für die Geschäftspartner 
geschaffen wird.4

Wenn das Finanzsystem als Netzwerk 
verflochtener, von einander abhängiger 
Finanzinstitute betrachtet wird – was 
wohl auch bei öffentlicher Eigentü-
merstruktur gilt -, dann ergibt sich 
„systemisches Risiko“, „wenn (a) mit 
der Krise einzelner Institute, (b) durch 
von gegenseitigen Abhängigkeiten aus-
gelöste Insolvenzen oder (c) durch hohe 
Ausfälle in Produktklassen, in die ein 
Großteil der Finanzinstitute investiert 
hat, ein signifikanter Teil des Finanz-
systems in den Konkurs getrieben zu 
werden droht.“ 5 Dieses Verflechtungs-
risiko soll durch eine Bankenabgabe 
„internalisiert“, d.h. verteuert wer-
den. Entweder verringert die Bank 
aufgrund der Abgabe das systemische 
Risiko oder es werden durch die Abga-
be Rücklagen für den Ausfall getroffen. 
Für die Begründung einer derartigen 
„Lenkungs- oder Ausgleichsabgabe“ 
ziehen Krahnen und Siekmann Paral-
lelen zu Abgaben aus dem Umweltrecht 
zur Verringerung umweltschädlichen 
Verhaltens. Die Höhe soll nach dem 
Beitrag der Aktiva (ausgegebene Kre-
dite etc.) zum gesamten Systemrisiko 
der Bank bemessen werden. Dass dies 
eine nicht gerade einfache Aufgabe ist, 
bestreiten sie nicht und verweisen auf 
das Konzept der „Risikolandkarte“, 
das Krahnen im Rahmen der „Issing-

Kommission“ für die G20-Gipfel mit-
entwickelt hat. 6

Die Bankenabgabe soll durch den 
Staat bei den dadurch belasteten Ins-
tituten in Form von „Wandelanleihen“ 
wieder angelegt werden. Das sind An-
leihen, die unter bestimmten Umstän-
den in haftendes Eigenkapital umzu-
wandeln sind. Das Wandlungsrecht 
soll der Aufsichtsbehörde im Krisen-
fall ermöglichen, unmittelbar das Ei-
genkapital des Instituts zu steigern und 
seine Zinsverpflichtung zu verringern. 
Im Normalbetrieb sollen die Wandel-
anleihen „risikoadäquat und marktge-
recht“ verzinst werden. Wenn man sich 
auf die marktwirtschaftliche Intention 
der Autoren einlässt, hat der Vorschlag 
seine Logik. Es wird auch klar, dass 
die zurzeit diskutierten bescheidenen 
Beträge eine hohe Hebelwirkung ha-
ben können. Die Belastung von Ver-
sicherungen, Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken mit dieser Abgabe 
wird entsprechend dem geringeren 
Systemrisiko geringer, aber aufgrund 
Geschäftsbeziehungen zu systemre-
levanten Instituten bzw. Beteiligung 
an systemrelevanten Geschäften nicht 
gleich Null sein. 

Die Umsetzung solcher Forderungen 
setzt auch nach Auffassung von Krah-
nen/Siekmann voraus, dass die Auf-
sicht von jeglichem Einfluss der Bank
lobby befreit wird. Zur Zeit ist genau 
das Gegenteil der Fall: der Fachbeirat 
der BaFin ist vor allem von Interessen-
vertretern der Finanzinstitute besetzt, 
der Betrieb der BaFin wird über Abga-
ben und Umlagen der Finanzinstitute 
finanziert, die der Aufsicht Unterwor-
fenen sind im Verwaltungsrat vertreten 
und entscheiden über die der Behörde 
zugebilligten Ressourcen mit! 

1  http://www.hof.uni-frankfurt.de/de/Policy-
Platform/All-White-Papers-and-Policy-Let-
ters.html
2  http://www.hof.uni-frankfurt.de/images/In-
derst_Systemische_Risiken_im_Finanzsektor_
-_Lehren_aus_der_Krise.pdf
3  http://www.hof.uni-frankfurt.de/images/
policy_platform/krahnen_siekmann_rettungs-
strategie_ohne_moral_hazard_versuch_eines_
gesamtkonzepts_zur_bankkrisenvermeidung.
pdf
4  Günter Franke, Jan Pieter Krahnen, „Ein 
staatliches Hospital für kranke Banken“, FAZ 
27.02.2010
5  Jan Pieter Krahnen, Marcel Bluhm „Nationale 
Souveränität in Aufsichtsfragen überdenken“, 
Börsenzeitung 21.11.2009
6  siehe https://www.ifk-cfs.de/fileadmin/down-
loads/publications/white_paper/White_Pa-
per_No_2_2009_Final.pdf. Prof. Roman Inderst 
(siehe Artikel oben) befürchtet, dass eine Auf-
sicht durch dieses Verfahren noch komplexer, 
intransparenter und modellgläubiger wird. 
Prof. Markus Brunnermeier hat vorgeschlagen, 
zur Messung des Systemrisikos einer Bank die 
Korrelation ihres Aktienkurses mit dem ande-
rer Banken zu verwenden (s. Financial Times 
Deutschland, 20.04.10, „Versicherer gegen den 
Systemabsturz“). Auf dem letzten G20-Gipfel in 
Washington kam noch keine Einigung zustande, 
der IWF wurde mit einer Überarbeitung seiner 
Vorschläge bis Juni beauftragt.
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höhung um 980 Schwedenkronen über 
eine Laufzeit von 25 Monaten annahm, 
nämlich 400 Schwedenkronen ab 1. 
Mai 2010 und weitere 580 Schweden-
kronen ab 1. Mai 2011. Damit liegen die 
Löhne im Hotelgewerbe immer noch 
unter jenen anderer Branchen, decken 
aber doch fast die Lebenshaltungs-
kosten. Die neue Vereinbarung sieht 
auch strengere Beschränkungen der 
prekären Beschäftigung vor. 

� Quelle: http://cms.iuf.org, 19.5.2010

Niederlande: Reinigungskräfte 
erstreiken Tarifvertrag
Am 22 April haben Arbeitgeber und 
Gewerkschaften für die 150 000 Be-
schäftigten des Reinigungssektors ei-
nen Tarifvertrag abgeschlossen. Vor-
ausgegangen war ein neunwöchiger 
Streik der Beschäftigten, der längs-
te Streik seit 1933. Verschiedene As-
pekte dieser Tarifauseinandersetzung 
sind interessant. Die Gewerkschaften 
konnten in erheblichem Maß Zeitar-
beitskräfte in die Auseinandersetzung 
einbeziehen. Jeden Tag wurden etwa 
1 000 Beschäftigte in den Streik einbe-
zogen. Bestreikt wurden unter anderem 
Flughäfen, Bahnhöfe und Regierunge-
einrichtungen. Während der Ausein-
andersetzung gekündigte Zeitarbeit-
nehmer werden wieder eingestellt. Ne-
ben einer Lohnerhöhung von 3,5% über 
eine Laufzeit von zwei Jahren enthält 
der neue Tarifvertrag einen Passus, der 
die Auftragnehmer verpflichtet, auf die 
Arbeitbedingungen der Beschäftigten 
zu achten. Hintergrund hierfür wa-
ren zunehmende Klagen über Arbeits-
verdichtung. Neueingestellte erhalten 
einen dreimonatigen Sprachkurs und 
diejenigen, die ihn abschließen, einen 
Bonus von 750 Euro. Ron Meyer, ein 
Verantwortlicher der Gewerkschaft 
FNV Bondgenoten: „Der längst Streik 
in den Niederlanden seit 1933 hat den 
Menschen in den ganzen Niederlanden 
die Augen geöffnet für das Schicksal 
der schlecht Bezahlten. Das ist der 
Erfolg der Reinigungskräfte, die nicht 
länger unsichtbar sind.“

� rog, Quelle: http://hesa.etui-resh.org

Sammelklage: 1,5 Millionen Frauen 
machen Wal-Mart Angst
Die US-Supermarkt-Kette Wal-Mart 
hat bei einem der größten US-Verfah-
ren wegen der Diskriminierung von 
Frauen einen herben Rückschlag er-
litten. Ein Bundesberufungsgericht in 
San Francisco lehnte am 26.4.2010 ei-
nen Antrag des Konzerns ab und ordne-
te an, dass die Klage als Sammelklage 
weiter laufen kann. Bis zu 1,5 Millionen 
Frauen könnten sich dem Verfahren 
anschließen. Dem größten Einzelhänd-
ler der Welt – gleichzeitig weltgrößter 
privater Arbeitgeber – wird vorgewor-
fen, seinen weiblichen Angestellten im 

Vergleich zu ihren männlichen Kolle-
gen systematisch weniger bezahlt und 
sie bei Beförderungen übergangen zu 
haben. Der Konzern weist das zurück. 
Die Entscheidung des Richtergremi-
ums fiel mit sechs zu fünf Stimmen. Das 
Unternehmen mit Sitz in Bentonville 
im US-Bundesstaat Arkansas hatte 
formaljuristische Gründe vorgebracht 
und gefordert, die Klägerinnen müss-
ten einzeln gegen das Unternehmen 
vorgehen. Eingereicht wurde die Klage 
im Jahr 2001 von sechs Frauen. 

� http://www.labournet.de 

„Herr Obermann, sorgen Sie für 
Ordnung bei T-Mobile USA!“
Diesen Appell hat Gewerkschafts-
ratsmitglied Kornelia Dubbel an die 
Aktionäre der Hauptversammlung der 
Deutschen Telekom gerichtet, die am 3. 
Mai in Köln stattfand. Angeprangert 
wurde das antigewerkschaftliche Ver-
halten der US-Tochter T-Mobile USA. 
Im Gegensatz zur Telekom-Führung 
in Deutschland wird der Schwester-
gewerkschaft CWA (Communications 
Workers of America) der Zugang zu den 
Beschäftigten kategorisch verwehrt. 
Die Beschäftigten werden massiv ein-
geschüchtert. Ed Mooney, Vizepräsi-

dent der CWA, war mit einer Delegation 
angereist, um gemeinsam mit 50 Verdi-
Aktivisten Flugblätter an die Aktio-
näre zu verteilen (Bild). Vor dem Hin-
tergrund der neu gegründeten Gewerk-
schaft TU betonte er, dass der Druck 

nun durch die gemeinsame 
Kooperation von Verdi und 
CWA entscheidend verstärkt 
werden kann. Als Vertreterin 
der deutschen Belegschaftsakti-
onäre rief Kornelia Dubbel den Vor-
sitzenden der Deutschen Telekom AG, 
René Obermann, dazu auf, Gespräche 
mit der CWA zuzulassen, „denn nur so 
können sich die Mitarbeiter auch nach 
amerikanischem Recht entscheiden, 
ob sie Gewerkschaftsmitglied werden 
wollen“. Auch US-Investor Greg Kin-
czewski forderte den Vorstand auf, die 
schädlichen anti-gewerkschaftlichen 
Praktiken einzustellen. Die T-Mobile 
USA könne nur davon nur profitieren. 
Bei der US-Tocher T-Mobile USA sind 
36 000 Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer beschäftigt. Sie sorgen für 
25 Prozent der Einnahmen der Deut-
schen Telekom AG. (https://tk-it.verdi.
de/weltweit)

Spaniens Gewerkschaften drohen 
mit Generalstreik 
Spaniens wichtigste Gewerkschaft 
geht im Streit über den Sparkurs von 
Ministerpräsident Jose Luis Rodriguez 
Zapatero und über die geplanten Ar-
beitsmarktreformen auf Konfrontati-
onskurs. Der Chef der Gewerkschaft 
CCOO, Ignacio Fernandez Toxo sagte, 
das Land stehe einem Generalstreik 
näher als noch vor einer Woche. Den-
noch wäre es ihm lieber, wenn es nicht 
so weit komme. „Ein Generalstreik 
wäre für Spanien das Schlimmste“, 
sagte er. Eine Einigung bei den Arbeits-
marktreformen sei weiter möglich. Za-
patero hatte zuvor Parteigenossen auf 
den Sparkurs eingeschworen.

Spanien leidet vor allem unter den 
Folgen einer geplatzten Immobilien-
blase. In der schweren Rezession stieg 
die Staatsverschuldung kräftig an, die 
Zahl der Arbeitslosen schnellte in die 
Höhe. Die Regierung hat nun zusätz-
liche Sparmaßnahmen auf den Weg 
gebracht und will binnen drei Jahren 
den Haushalt um 65 Milliarden Euro 
entlasten. Zu den Sparmaßnahmen ge-
hören unter anderem niedrigere Löhne 
im öffentlichen Dienst. Auch die So-
zialausgaben sollen gekürzt werden. 
Die Kommunen dürfen bis 2012 keine 
langfristigen Kredite mehr aufnehmen 
– auch wenn ihr Anteil am Haushalts-
defizit minimal ist, das 2009 bei 11,2 
Prozent lag.

Noch in dieser Woche will die Regie-
rung Zapatero Reformen am Arbeits-
markt voranbringen. Derzeit ist jeder 
fünfte Spanier arbeitslos, vor allem 
junge Menschen sind davon betroffen. 
Weil es in Spanien äußerst teuer ist, 
unbefristet Beschäftigte zu kündigen, 
erhalten Neueinsteiger häufig nur noch 
befristete Verträge und haben kaum 
Chancen auf einen regulären Job. 

� http://www.yekitimedia.org

Auslands­

nachrichten
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Brandenburger Aufruf zum 
Bildungsstreik 2010
Potsdam. Das deutsche Schulsystem ist 
weltweit zum Symbol für Ausgrenzung 
und Selektion geworden, genauso wie 
die Bologna-Reform europaweit ein 
Schreckgespenst für viele Studieren-
de … Die soziale Selektion hat stark 
zugenommen. Prüfungsdruck und 
Stress führen dazu, dass laut Studi-
en des Deutschen Studentenwerkes 
immer mehr Studierende unter dem 
Burn-Out-Syndrom leiden und psy-
chologische Beratung benötigen. Auch 
können Studierende immer weniger 
ihre eigenen Interessen verwirklichen, 
da die Studiengänge zunehmend auf 
den Arbeitsmarkt hin orientiert wer-
den … Doch „Bologna“ ist nur die Spit-
ze des Eisberges der sozialen Selektion 
im Bildungssystem, denn diese beginnt 
hierzulande bereits im Kindergarten – 
nur wer genügend verdient, kann einen 
Platz für sein oder ihr Kind bezahlen. 
Im mehrgliedrigen Schulsystem wird 
die Auslese verstärkt. Durch Verfahren 
wie das Turbo-Abitur werden die sozi-
ale Selektion und Verwertbarkeit des 
Humankapitals optimiert … Sowohl 
die SPD wie auch Die Linke haben 
vor der Wahl in Brandenburg verspro-
chen etwas gegen soziale Selektion und 
Entdemokratisierung zu tun. Selbst 
von ihren eigenen Forderungen wurde 
bisher nur das Schülerinnen-BAföG 
umgesetzt. Weiterhin gibt es zu hohe 
Verwaltungsgebühren, einen viel zu 
kleinen Bildungsetat, zu wenige Erzie-
herinnen in den Kitas und insgesamt 
noch immer ein neoliberales Konzept 
für die Bildungspolitik …Dem Ein-
fluss der maßgeblichen politischen und 
ökonomischen Interessen im Bildungs-
bereich setzen wir unsere Alternativen 
entgegen:
• selbstbestimmtes Lernen und Leben 
statt starrem Zeitrahmen, Leistungs- 
und Konkurrenzdruck,
• freier Bildungszugang und Abschaf-
fung von Bildungsgebühren wie Stu-
diengebühren, Ausbildungsgebühren 
und Kita-Gebühren,
• höhere Löhne und Tarifverträge für 
Auszubildende, studentische Hilfs-
kräfte, Lehrbeauftragte, Praktikan-
tinnen, Sozialarbeiterinnen und Er-
zieherinnen,

• öffentliche Ausfinanzie-
rung des Bildungssystems 
ohne Einflussnahme der 
Wirtschaft unter anderem 
auf Lehrinhalte, Studi-
enstrukturen und Stel-
lenvergabe, auch Werbung 
und die Bundeswehr haben 
an Bildungseinrichtungen 
nichts zu suchen,
• Abschaffung von Re-
pressionsmöglichkeiten 
wie der zentralen Schü-
lerdatei (§65a des Schul-
gesetzes)

• Wenn Bachelor, dann Rechtsanspruch 
auf einen Masterstudienplatz, Abschaf-
fung von Zulassungsbeschränkungen 
und Zwangsexmatrikulation,
• eine Schule für alle
• Demokratisierung und Stärkung der 
Mit- und Selbstverwaltung in allen 
Bildungseinrichtungen.
Wir rufen euch auf an den Protestak-
tionen teilzunehmen. Ein anderes Bil-
dungssystem ist möglich – und drin-
gend nötig! … Tragen wir am 9. Juni 
unsere Unzufriedenheit und unseren 
Willen zum Widerstand auf die Stra-
ße! Nur gemeinsam können wir etwas 
erreichen. � www.bildungsstreik.net/

Revival! Aktionswochenende in 
Gorleben
Gorleben. Am 4./5./6. Juni 2010 feiert 
die Widerstandsrepublik Freies Wend-
land ihr 30 jähriges Bestehen. Wir neh-
men das zum Anlass zu Protesten gegen 
die Weitererkundung des Salzstocks 
in Gorleben für ein Atommüllendlager 
…Vor 30 Jahren wurde das Hüttendorf 
„1004“ von einem Großaufgebot Polizei 
und BGS gewaltsam geräumt. Es war 
aus Protest gegen die Probebohrungen 
zur Erforschung des Bergwerkes auf 
einem Gelände unweit der Endlager-
baustelle errichtet worden. Tausende 
beteiligten sich damals am Protest im 
Wendland, in dessen Kontext die „Freie 
Republik Wendland“ ausgerufen wur-
de. Bis heute steht dieser Begriff für 
den Widerstand gegen Atomanlagen 
und Staatswillkür. Die schwarz-gelbe 
Bundesregierung will Gorleben nun 
zur Atommülldeponie der Nation ma-
chen. Der Antrag auf Weiterbau ist 
bereits gestellt. „Ergebnisoffen“ soll 
der Salzstock, dem Wissenschaft-
ler schon vor 30 Jahren absolute Un-
tauglichkeit bescheinigten, erkundet 
werden, um weitere Milliarden Euro 
zu versenken. So soll ein Sachzwang 
entstehen, Gorleben zum Endlager für 
hochradioaktiven Abfall zu machen 
… Im kommenden November wird der 
Konflikt um die Atomenergienutzung 
in Deutschland ein weiteres Mal es-
kalieren: Zehntausende werden gegen 
den nächsten Castor-Transport auf die 
Straße gehen. Blockaden wurden be-
reits angekündigt. Die Behälter mit 

hochradioaktiven Abfällen sind Sym-
bolik für die Misere der Endlagerung: 
40 Jahre dürfen sollen sie im Gorlebener 
Forst stehen, bislang ohne Perspektive 
auf weiteren Verbleib – weltweit. 
� www.contratom.de/2.0/

Bürger mitsparen lassen – Initiative 
fordert Mitsprache in Finanzfragen
Köln. Die Initiative Mehr Demokratie 
hat den Landtag aufgefordert, ange-
sichts von globaler wie kommunaler Fi-
nanzkrise die Bürger stärker in Ausga-
ben- und Kürzungsentscheidungen mit 
einzubeziehen. „Die Menschen haben 
gute Ideen, wo man sparen könnte und 
sind auch bereit, Steuererhöhungen 
und Kürzungen sozialer Leistungen 
mitzutragen, wenn dabei nicht über 
ihre Köpfe hinweg entschieden wird“, 
sagte Landesgeschäftsführer Alexan-
der Slonka am Mittwoch in Köln. Ein 
gutes Beispiel für die Sparbereitschaft 
der Bürger sei der aktuell in Solingen 
laufende Bürgerhaushalt. Die „Klin-
genstadt“ muss bis 2013 ihr Defizit um 
45 Millionen Euro reduzieren. Im März 
konnten alle Bürger Sparvorschläge der 
Verwaltung bewerten, kommentieren 
und deutlich machen, an welcher Stelle 
zuerst gespart werden sollte. Auch zu-
sätzliche Anregungen waren willkom-
men. Für viele Politiker überraschend: 
Eine Mehrheit der Teilnehmer am Bür-
gerhaushalt sprach sich für die Schlie-
ßung von Veranstaltungshäusern und 
eines Stadions aus. Zustimmung gab 
es auch zur Erhöhung der Hundesteuer, 
zur Aufgabe von Schulstandorten und 
zur Ausweitung der Parkraumbewirt-
schaftung. „Die Bürger sollten aber 
nicht wie in Solingen erst ins Boot 
geholt werden, wenn das Kind bereits 
in den Brunnen gefallen ist“, meint 
Slonka. Das Recht auf Mitsprache in 
Finanzfragen müsse vielmehr generell 
geregelt werden. Als Vorbild sieht der 
Geschäftsführer hier die Schweiz mit 
ihren Finanzreferenden in Kantonen 
und Gemeinden. Ab einer bestimmten 
Höhe müssen Ausgaben und Kredit-
aufnahmen hier von den Bürgern ge-
nehmigt werden. So haben die Wähler 
in der Landeshauptstadt Bern bei Neu-
ausgaben von mehr als sieben Millionen 
Franken das letzte Wort. Obligatorisch 
abgestimmt wird außerdem über den 
Haushalt und die Höhe der kommu-
nalen Steuern. „Die Bürger selber über 
Ausgaben und Steuern entscheiden zu 
lassen ist das beste Mittel gegen die 
viel kritisierte Versorgungsmentali-
tät“, folgert der Geschäftsführer aus 
den positiven Erfahrungen der Eid-
genossen. Wer hierdurch die direkte 
Verantwortung für die Folgekosten von 
Ausgabenentscheidungen übernehme, 
werde auch nicht mehr staatliche Leis-
tungen einfordern, als er durch Steu-
ern und Abgaben zu bezahlen bereit 
sei. Im nordrhein-westfälischen In-
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nenministerium hat man sich hierzu 
bereits einmal Gedanken gemacht. In 
einer Stellungnahme für den Landtag 
hatte das Ministerium angeregt, den 
Bürgern die Möglichkeit zu eröffnen, 
über die Höhe der Einkommensteuer 
mitentscheiden zu können. 
� demokratie.mine.nu/

Pflegezeit: Paritätischer enttäuscht 
von Familienministerin 
Berlin. Als enttäuschend bezeichnet 
der Paritätische Wohlfahrtsverband 
das von Bundesfamilienministerin 
Schröder vorgestellte Modell für eine 
Familienpflegezeit. Der vorliegende 
Vorschlag gehe vollständig zu Lasten 
der pflegenden Angehörigen und werde 
den realen Herausforderungen an die 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
nicht gerecht. Der Verband fordert die 
Einrichtung einer Expertenkommissi-
on. „So richtig es war, dass die Ministe-
rin dieses wichtige Thema in Angriff ge-
nommen hat, so falsch ist die Richtung, 
in die sie jetzt vorprescht. Es ist nicht 
einsehbar, wieso pflegende Angehörige 
deutlich schlechter gestellt werden als 
Erziehende in der Elternzeit“, kriti-
siert Eberhard Jüttner, Vorsitzender 
des Paritätischen Gesamtverbandes. 
„Was pflegende Angehörige brauchen 
ist dreierlei: einen klaren einklagbaren 
Rechtsanspruch, Zeit und materielle 
Absicherung“, erklärt der Pflegeex-
perte. Das vorliegende Konzept klam-
mere die Tatsache aus, dass Pflege eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist 
und der Einzelne eine Unterstützung 
durch die Solidargemeinschaft erwar-
ten kann – so wie bei der Erziehung. 
Zweieinhalb Monate nach dem ersten 
Vorstoß der Ministerin zur Pflegezeit 
hätte man mehr erwarten können, 
klagt Jüttner. „Die Zeit wurde offenbar 
vor allem dazu genutzt, der Wirtschaft 
weiter entgegen zu kommen, nicht aber 
den Vorstellungen der Betroffenen und 
Pflegeexperten.“ Der Verband fordert 
die Einsetzung einer Expertenkom-
mission aus Wohlfahrt, Wissenschaft 
und Wirtschaft, um ein geeignetes 
Modell zu erarbeiten. Eine maximale 
Flexibilität für den Pflegenden, seine 
soziale Absicherung, aber auch Pla-
nungssicherheit für den Arbeitgeber 
seien die Messlatten für ein solches  
Konzept. � www.der-paritaetische.de

Wir zahlen nicht für Eure Krise – Auf 
die Straße am 12. Juni in Berlin und 
Stuttgart! 
Griechenland war erst der Anfang. In 
der gesamten EU wollen Regierungen 
und Unternehmerverbände eine ra-
dikale Kürzungspolitik durchsetzen, 
schon werden auch in Italien und Spa-
nien verheerende Kürzungspläne ver-
abschiedet. Und bereits einen Tag nach 
der Wahl in NRW hat die Bundesregie-

rung einen drastischen Sparkurs ange-
kündigt: Die durch Krise und Banken-
rettung gestiegene Staatsverschuldung 
soll auf Kosten der Beschäftigten und 
Erwerbslosen, der Gesundheitsversor-
gung, der Bildung und der Kommunen 
abgebaut werden! Aber in Griechen-
land, Italien und an anderen Orten in 
der EU gehen Menschen auf die Straße, 
protestieren gegen diese Umverteilung 
von unten nach oben, organisieren 
Streiks und Demonstrationen. Ihr Wi-
derstand kann uns ein Vorbild sein. 
Die Politik zu Gunsten von Banken 
und Konzernen können wir nur durch 
europaweiten Widerstand und Solida-
rität stoppen! Deswegen heißt es auch 
hier: Heraus auf die Straße am 12. Juni 
in Berlin und Stuttgart – Von Athen bis 
Berlin – Banken und Konzerne sollen 
für die Krise zahlen! Für soziale und 
ökologische Alternativen zum Kapita-
lismus!�  www.erwerbslosenforum.de/

Woher nehmen, wenn nicht stehlen? 
Köln. Am Donnerstag ist im spanischen 
Sevilla die internationale Konferenz 
der Agrartreibstoffindustrie „World 
Biofuels 2010“ zu Ende gegangenen. 
Dort wurden die Ausbaupläne der 
Agrartreibstoff-Befürworter mit scho-
ckierenden Zahlen untermauert. 480 
Millionen Hektar Land sollen bis 2045 
für den Anbau von Energiepflanzen ge-
nutzt werden. Die Menschenrechtsor-
ganisation FIAN ist entsetzt über diese 
angeblich nachhaltigen Zielsetzungen, 
die sogar mit der Umweltorganisation 
WWF einen Fürsprecher findet. Laut 
FIAN werden solche Pläne massive 
Vertreibung ländlicher Gruppen mit 
sich bringen und den Hunger weltweit 
verschärfen. Seit 2008 wird wieder 
intensiv darüber debattiert, wie eine 
stetig wachsende Weltbevölkerung in 
Zukunft ernährt werden kann. Ein 
Kernthema dort sind die begrenzten 
Ressourcen Land und Wasser. „Es ist 
mir schleierhaft, wie vor diesem Hin-
tergrund zusätzlich eine halbe Milli-
arde Hektar Land für die Agrartreib-
stoffproduktion zur Verfügung ge-
stellt werden kann“, so Roman Herre, 
Agrarreferent von FIAN Deutschland. 
„Diese Pläne sind ohne eine massive 
Zunahme von Landkonflikten, bei de-
nen die Ärmsten immer als Verlierer 
hervorgehen, nicht umsetzbar.“ Schon 
heute werden Indigenengruppen und 
Bauernfamilien vertrieben und ver-
lieren den lebenswichtigen Zugang 
zu Land und Wasser durch riesige 
Agrartreibstoff-Projekte. Neben den 
sozialen Folgen sieht FIAN auch in 
den Umweltauswirkungen des Anbaus 
von Energiepflanzen, wie Zuckerrohr, 
Jatropha oder der Ölpalme, große Pro-
bleme. „Bis heute ist der Nutzen der 
Agrartreibstoffe zur Bekämpfung des 
Klimawandels unklar. Zudem werden 
die Pflanzen durch eine industrielle 

Landwirtschaft auf riesigen 
Flächen angebaut, was Um-
weltzerstörungen mit sich brin-
gen.“ Gerade vor diesem Hinter-
grund ist es unverständlich, dass die 
Umweltorganisation WWF solche Ziele 
in Sevilla als Teil einer Nachhaltig-
keitsstrategie präsentiert. 
� www.fian.de/online/

Karawane-Festival
Jena. Vom 4. bis 6. Juni 2010 findet in 
Jena ein politisches Kunst- und Kul-
turfestival der Karawane für die Rech-

te der Flüchtlinge und Migrant/innen 
statt. Es ist ein Festival für die Würde 
und das Leben der Opfer und in Geden-
ken an die Toten der Festung Europa. 
� www.karawane-festival.org

Friedenskultur Potsdam.2010
Potsdam. Kurz nach der UN–Abrüs-
tungskonferenz in New York werden 
in der Landeshauptstadt Potsdam eine 
Konferenz der Mayors for Peace und 
eine Friedenswerkstatt. Hier werden 
im Stadthaus Potsdam am 11. und 12. 
Juni 2010 erstmals öffentlich die Er-
gebnisse von New York ausgewertet 
und Schlussfolgerungen für die Frie-
densarbeit gezogen. Themen und Fra-
gestellungen stehen im Mittelpunkt 
der Friedenswerkstatt im Potsdamer 
Rathaus, z.B. Atomkraft – Nein Dan-
ke, sowohl bei Atomwaffen, als auch 
bei Atomkraftwerken; Prävention von 
Konflikten; Alltag und Militär; Erin-
nerungskultur und Hoffnung, oder gar 
Alibi; Jugend- und Friedenskulturen 
in Deutschland und Japan. Sowohl die 
Konferenz als auch die Friedenswerk-
statt ist Teil der Kampagne „Unsere Zu-
kunft – atomwaffenfrei“ und wird vom 
Trägerkreis „Atomwaffen abschaffen 
– bei uns anfangen!“ unterstützt. 
� www.atomwaffenfrei.de/

Aktionen … 

Initiativen
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Noch ist das Gesetz, wie künftig die Verwal-
tung von Langzeitarbeitslosen organisiert 
werden soll, nicht verabschiedet; es gibt nur 
eine Grundsatzvereinbarung zwischen den 
Regierungsparteien und der SPD, die eine 
dafür nötige Grundgesetzänderung ermögli-
chen soll (s.a. Seite 3). In der Gewerkschaft 
Verdi und auch der Linkspartei ist umstrit-
ten, ob die sogenannten Optionskommunen 
positiv zu bewerten sind oder nicht; da 
deren Zahl um mehr als vierzig Städte oder 
Landkreise ausgeweitet werden soll, stehen 
außer der Abstimmung im Bundestag auch 
in einigen Städten und Landkreisen ent-
sprechende Beschlussfassungen aus. Da 
nur solche Kommunen zum Zuge kommen, 
in denen eine Zweidrittelmehrheit des Gre-
miums zustimmt, spielt das Abstimmungs-
verhalten der Linken eine Rolle.
Wir dokumentieren im Folgenden eine Pro- 
und eine Kontra-Position aus der Links-
partei. Für die jeweilige Entscheidung der 
Linken-Stadträte spielen aber immer die 
örtlichen oder regionalen Besonderheiten 
eine Rolle; so war z.B. in München die 
Ablehnung der Optionskommune durch die 
Stadträte der Linken unter anderem damit 
begründet, dass das Land als Aufsichtsbe-
hörde eine kommunale Selbständigkeit gar 
nicht ermögliche. Schließlich spielen un-
terschiedliche Einschätzung der künftigen 
Entwicklung eine Rolle: Geht man davon 
aus, dass höhere Mobilität mehr Menschen 
in Beschäftigung bringt, dann bewirkt eine 
bundesweit gesteuerte Arbeitsvermittlung 
vermutlich mehr. Geht man dagegen davon 
aus, dass ein großer Teil der Langzeitar-
beitslosen gar nicht mobil gemacht werden 
kann, dann sind Lösungen in enger Ver-
bindung mit den örtlichen Wirtschaftssub-
jekten eher erfolgreicher.
� Alfred Küstler

Jobcenter-Kompromiss ist Einigung 
auf dem Rücken der Erwerbslosen
Katja Kipping, Abgeordnete Die Lin-
ke, sprach sich in der Debatte im Bun-
destag gegen den Jobcenter-Kompro-
miß und die Optionskommunen aus:

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht 
eine Ausweitung der Optionskommu-
nen vor, also jener Gemeinden, die die 
Betreuung der Langzeitarbeitslosen in 
Eigenregie übernommen haben. Diese 
Ausweitung ist zu kritisieren und wird 
von den Linken so nicht mitgetragen. 
Mir ist bewusst, dass in mancher Kom-
mune die Auffassung herrscht, die Sa-
che lieber vor Ort selber in die Hand zu 
nehmen, um nicht der Spitze der Bun-
desagentur in Nürnberg ausgeliefert zu 
sein. Angesichts der real existierenden 
Verhältnisse in der Bundesagentur ist 
eine solche Einstellung sogar nach-

vollziehbar. Diese Kritik bezieht sich 
ausdrücklich nicht auf die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter.

Die Linke kritisiert vielmehr, dass 
im Zuge der Hartz-Gesetze die Bun-
desagentur allein auf einen betriebs-
wirtschaftlichen Auftrag verpflichtet 
worden ist und dass dabei der sozial-
politische Auftrag und die innerbe-
triebliche Demokratie auf der Strecke 
geblieben sind. Deswegen sagen wir 
ganz deutlich – egal, wie wir heute ent-
scheiden –: Die Bundesagentur kann 
nicht so weiteragieren wie bisher.

So verständlich der Ärger in mancher 
Kommune über die Bundesagentur ist, 
so wenig ist die Ausweitung der Opti-
onskommunen die Lösung dieses Pro-
blems. Wir alle sollten uns vielmehr 
fragen: Droht nicht bei einer weiteren 
Kommunalisierung eine noch stärkere 
Kannibalisierung, das heißt ein Über-
bietungswettbewerb zwischen den 
Kommunen? Droht nicht am Ende so-
gar eine finanzielle Mehrbelastung für 

die Kommunen, weil sie innerhalb der 
Argen nur einen kleinen Teil der Ver-
waltungskosten tragen mussten? Ist es 
wirklich sachgerecht, dass wir im Fall 
der Optionskommunen zwar als Bund 
zahlen, aber weder die Fach- noch die 
Rechtsaufsicht haben, also im Klar-
text nichts zu sagen haben? Ich meine, 
Erwerbslosigkeit ist ein gesamtgesell-
schaftliches Problem, das nicht auf die 
Kommunen abgewälzt werden darf. 
Sie können doch nicht ernsthaft wol-
len, dass in der Arbeitsmarktpolitik 
das Prinzip Flickenteppich herrscht.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto 
Solms: Frau Kollegin Kipping, darf 
ich Sie kurz unterbrechen? Der Kollege 
Grund würde Ihnen gerne eine Zwi-
schenfrage stellen.

Katja Kipping: Ich freue mich immer 
über eine Verlängerung meiner Rede-
zeit. Bitte schön.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto 
Solms: Herr Grund, bitte schön.

Manfred Grund (CDU/CSU): Viel-
leicht ist es nicht nur eine Verlänge-
rung Ihrer Redezeit, sondern auch eine 
Klarstellung, Frau Kollegin. Sie spre-
chen sich für Ihre Fraktion und damit 

für die Linke gegen eine Ausweitung 
der Kommunalisierung aus, wie sie im 
Gesetzentwurf angelegt ist. Können 
Sie bestätigen, dass es Kreistage gibt, 
in denen sich die Fraktion Die Linke 
ausdrücklich dafür ausgesprochen hat, 
dass ihr Landkreis, der bisher einer 
Arbeitsgemeinschaft angehört hat, aus 
sehr nachvollziehbaren Gründen zur 
Optionskommune wird? Können Sie 
bestätigen, dass die Linke, die Sie hier 
vertreten, bei weitem nicht die Linke 
ist, die sich für die Kommunalisierung 
ausgesprochen hat?

Katja Kipping: Danke schön. Das 
gibt mir die Gelegenheit, näher auf 
den Punkt einzugehen, den ich gerade 
angesprochen hatte. Die Kommunal-
politiker vor Ort sind in der misslichen 
Situation, die Suppe auslöffeln zu müs-
sen, die ihnen zum Beispiel im Zuge 
der Hartz-Gesetze eingebrockt worden 
ist und die dazu geführt hat, dass wir 
mit einer Bundesagentur konfrontiert 
sind, die nur noch nach irgendwel-
chen betriebswirtschaftlichen Zahlen 
funktioniert und eine Arbeitsmarkt-
politik macht, von der so manche Kom-
munalpolitiker glauben, dass sie das 
besser machen könnten. Dass man das 
vor Ort so sieht, finde ich zutiefst ver-
ständlich.

Aber wir als Bundespolitiker haben 
die Verantwortung, das, was wir wol-
len, auch konzeptionell umzusetzen. 
Wir als Bund hätten im Gegensatz zu 
den Kommunalpolitikern die Möglich-
keit, der Bundesagentur endlich wieder 
einen sozialpolitischen Auftrag zu ge-
ben. Wir als Bund hätten die Möglich-
keit, ein repressives Arbeitslosengeld 
II durch eine sanktionsfreie Mindest-
sicherung zu ersetzen. Wenn wir das 
so durchgesetzt hätten, dann könnten 
die Kommunalpolitiker vor Ort mögli-
cherweise anders entscheiden.

Es gibt aus ganz verschiedenen Rich-
tungen Kritik an den Optionskommu-
nen. Im Beschluss des DGB-Vorstan-
des beispielsweise heißt es: Der ein-
heitliche Arbeitsmarkt darf nicht aus 
dem Blick geraten … Eine Ausweitung 
des Optionsmodells ist problematisch 
und würde die Strukturprobleme wei-
ter verschärfen. Die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Erwerbslosen- und 
Sozialhilfeinitiativen lehnt ebenfalls 
die Kommunalisierung ab mit der Be-
gründung, eine Kommunalisierung 
der Arbeitsmarktpolitik verstärke die 
Rechtsunsicherheit der Betroffenen, 
was wiederum die Rechtsposition von 
Erwerbslosen verschlechtere. Auch der 
Bundesrechnungshof kritisiert: Mit 
der … Erweiterung des kommunalen 
Optionsmodells wird ein mögliches 

Verwaltung Langzeitarbeitsloser

Pro und Kontra Optionskommunen
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einheitliches System der Grundsi-
cherung dauerhaft aufgegeben. Dies 
führt zu heterogenen Strukturen im 
Bereich der Grundsicherung und birgt 
das Risiko der Entstehung zweier Klas-
sen erwerbsfähiger Hilfebedürftiger. 
Fassen wir zusammen: Erwerbslose, 
Gewerkschaften und der Bundesrech-
nungshof kritisieren die Optionskom-
munen. Deswegen mein Appell an Sie: 
Überlegen Sie sich noch einmal, ob 
wir nicht die Erweiterung der Opti-
onskommunen aus dem Gesetzentwurf 
herausstreichen können.

Ja zum Modell Optionskommune, Ja 
zur Stärkung kommunaler Verant­
wortung bei der Betreuung Langzeit­
arbeitsloser und Bedürftiger

Von Frank Heinze, Stadtrat der Erlan-
ger Linke, gibt es eine Darstellung der 
rechtlichen Hintergründe, wie es zu 
dem gegenwärtigen Zuständigkeits-
wirrwarr zwischen Bundesagentur für 
Arbeit einerseits und den Kommunen 
andererseits kam.

Hartz IV: Abschaffung der Arbeitslosenhilfe

Hartz IV wird häufig als Zusammen-
führung der früheren Arbeitslosen-
hilfe und der früheren Sozialhilfe be-
zeichnet. Tatsächlich aber handelte es 
sich um die Abschaffung der Arbeits-
losenhilfe, um die Überführung der 
früheren Arbeitslosenhilfeempfänger 
in die Sozialhilfe und um die Um-
benennung der Sozialhilfe in „Grund-
sicherung“. Beide früheren Systeme 
waren zwar steuerfinanziert – die 
frühere Arbeitslosenhilfe hatte jedoch 
zum Ziel eine Sicherung des bisherigen 
Lebensstandards (die Höhe der Ar-
beitslosenhilfe war abhängig von der 
Höhe des vorher bezogenen Erwerbs-
einkommens). Demgegenüber hatte die 
frühere Sozialhilfe das Ziel nur das 
Existenzminimum abzusichern. Was 
die Grundsicherung von der alten So-
zialhilfe unterscheidet ist lediglich die 
Tatsache, dass die Instrumente der Ar-
beitsmarktförderung jetzt zu Gunsten 
aller Grundsicherungsempfänger, also 
auch der früheren Sozialhilfeempfän-
ger erbracht werden.

Bundesagentur ist nur für Arbeits
losenversicherung zuständig

Die Bundesagentur für Arbeit (abge-
kürzt BA) ist eine reine Sozialversiche-
rungsbehörde mit dem Aufgabengebiet 
Arbeitslosenversicherung. Sie ver-
waltet die Gelder der Beitragszahler 
mit den entsprechenden Formen der 
Selbstverwaltung. Nur in dieser Funk-
tion hat die BA als Bundesbehörde eine 
rechtliche Grundlage im Art. 87 Abs. 
2 GG. Dass die BA früher auch für die 
ehemalige Arbeitslosenhilfe zuständig 
war (die nicht beitrags-, sondern steu-
erfinanziert war und somit nicht dem 

Sozialversicherungsrecht, sondern 
dem allgemeinen Fürsorgerecht zuzu-
ordnen war), lag schlicht und einfach 
an der Tatsache, dass das Recht der Ar-
beitslosenhilfe nicht in einem eigenen 
Gesetz geregelt war, sondern vielmehr 
nur als unselbstständiges Anhängsel 
in das SGB III (Arbeitslosenversiche-
rungsrecht) eingefügt war.

Die frühere Sozialhilfe war dagegen 
ein ganz normales, steuerfinanziertes 
Bundesgesetz im Bereich der öffent-
lichen Fürsorge. Die Ausführungszu-
ständigkeit regelte sich nach den all-
gemeinen Vorschriften, die das Grund-
gesetz für die Ausführung von Bundes-
gesetzen vorsieht (Art. 83 f. GG) – und 
zwar völlig unabhängig davon, wer die 
Kosten für diese gesetzlichen Leistun-
gen aufzubringen hat. Nach Art. 83 gilt 
dabei die allgemeine Grundregel, dass 
Bundesgesetze (egal wer die Kosten zu 
tragen hat) von den Ländern ausge-
führt werden, die sich ihrerseits dazu 
ihrer Kommunen bedienen (deshalb 
obliegt die Aufsicht über die Kommu-
nen auch den Ländern). 

Grundsicherung ist originär kommunale 
Aufgabe

Unter Beachtung dieser verfassungs-
rechtlichen Regeln ist klar: Die Grund-
sicherung für Arbeitsuchende ist ein 
eigenständiges, steuerfinanziertes 
Bundesgesetz auf dem Gebiet der öf-
fentlichen Fürsorge und hat nichts mit 
Sozialversicherung zu tun. Dass dabei 
auch Leistungen der Arbeitsförderung 
zu gewähren sind, ändert daran nichts. 
Nach den Regeln des Grundgesetzes ist 
der Vollzug dieses Bundesgesetzes also 
eindeutig Aufgabe der Länder, bzw. 
ihrer Kommunen. Eine eventuelle Zu-
ständigkeit der BA kann auch nicht aus 
der Nachfolge zur früheren Arbeits-
losenhilfe konstruiert werden, denn 
die frühere Arbeitslosenhilfe ist mit 
Inkrafttreten des Hartz IV-Gesetzes 
ersatzlos entfallen.

Dass diese, eigentlich völlig klare 
verfassungsrechtliche Situation bisher 
nicht dazu geführt hat, dass allein die 
Kommunen flächendeckend für den 
Vollzug des SGB II zuständig sind, 
liegt schlicht daran, dass die Länder 
davor Angst haben und es nicht wollen. 
Dass die Länder davor Angst haben 
liegt daran, dass die Länder es dau-
erhaft nicht selbst in der Hand haben, 
wie viel Geld im Bundeshaushalt für 
die Hartz IV-Leistungen bereitgestellt 
werden. Wenn die Länder jedoch ihre 
Kommunen mit der Umsetzung des 
SGB II beauftragen, könnte ihnen dann 
die sogenannte Konnexitätsfalle Pro-
bleme bereiten: In fast allen Länder-
verfassungen gibt es Konnexitätsre-
geln zwischen Land und Kommune: 
die beauftragte Kommune hat einen 
Rechtsanspruch auf volle Refinanzie-
rung durch das Land, soweit es Auf-
gaben im Auftrag des Landes ausge-

führt hat. Sollte also irgendwann ein-
mal im Bundeshaushalt weniger Geld 
bereitstehen, als tatsächlich für die 
Umsetzung der staatlichen Hartz IV-
Aufgaben angefallen ist, so könnten 
wegen dieser Konnexitätsregeln die 
Kommunen ihren Landeshaushalt in 
Haftung nehmen. Dieses Risiko wol-
len die Länder unbedingt vermeiden, 
denken über die vom Grundgesetz 
eigentlich als Regelform vorgesehene 
Ausführungsverantwortung der Län-
der, bzw. der Kommunen gar nicht erst 
nach und beharren vielmehr auf einer 
unmittelbaren Bundesverantwortung 
„für die Kosten der Langzeitarbeits-
losigkeit“ .

Kein Grund für eine zentralstaatliche 
Regelung

Weder die Tatsache dass es sich um 
ein gesamtgesellschaftliches Problem 
handelt, noch die Frage von welcher 
staatlichen Ebene die nötigen Mittel 
aufzubringen sind, noch das Problem 
des Auseinanderfallens von Finan-
zierung und Durchführung, noch die 
Tatsache, dass vergleichbare Lebens-
verhältnisse im ganzen Land sicher-
gestellt werden müssen, noch das Ziel 
des gleichwertigen Standard bei der 
Leistungserbringung, noch das Ziel 
einer bundesweiten Steuerung können 
irgendwelche Gründe dafür bieten, von 
der vom Grundgesetz vorgesehenen 
Verwaltungsordnung und dem grund-
gesetzlich vorgeschriebenen Verwal-
tungsaufbau abzuweichen. Es gibt eine 
ganze Reihe vom Bund finanzierter 
Bundesgesetze, die über die Länder 
von den Kommunen vollzogen wer-
den, ohne dass eines dieser genannten 
„Argumente“ irgendjemand stört (z. 
B. Bafög, Wohngeld, Unterhaltssiche-
rungsgesetz, Unterhaltsvorschussge-
setz, usw.). Bei all diesen Gesetzen han-
delt es sich um gesamtgesellschaftliche 
Probleme, für die Bundesmittel einge-
setzt werden und die Durchführung 
bei den Kommunen liegt. Bei all diesen 
Gesetzes muss auch in der Umsetzung 
auf vergleichbare Lebensverhältnisse 
im ganzen Land, auch gleichwertige 
Standards bei der Leistungserbrin-
gung geachtet werden und der Bun-
desgesetzgeber kann mit seinen Mög-
lichkeiten jederzeit eine bundesweite 
Steuerung der Gesetzesdurchführung 
vornehmen. 

Bei der Grundsicherung für Arbeit-
suchende sind all diese Argumente nur 
vorgeschoben. Die Weisungsmöglich-
keit gegenüber der BA (gesetzt den 
Fall, man erhält eine Regierungsbe-
teiligung im Bund) erscheint zentralen 
Planwirtschaftlern viel attraktiver als 
die Aussicht, ca. 350 Städten und Land-
kreisen gegenüberzustehen, die unter 
Umständen eigene Vorstellungen über 
eine möglichst effektive Umsetzung 
vor Ort entwickeln könnten. Neben der 
Problematik der Konnexitätsfalle ist 



14   Regionales und Gewerkschaftliches • PB 6/2010

Elena: Keine Datenweitergabe bis zum 
BVerfG-Urteil: Frankfurt a. M. Die 
Fraktion der Linken im Römer hat 
beantragt: Die Stadt Frankfurt am 
Main verzichtet auf die Weitergabe der 
Daten von städtischen Beschäftigten 
an die zentrale Speicherstelle (ZSS) 
für Einkommensdaten im Rahmen des 
Elena-Verfahrens bis zur Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) über die Verfassungsbe-
schwerde. Der Magistrat setzt sich 
dafür ein, dass Unternehmen, an de-
nen die Stadt Frankfurt beteiligt ist, 
ebenfalls auf die Übermittlung oben 
genannter Daten verzichten. Der Ma-
gistrat setzt sich über den Städtetag 
für eine Aufhebung des Elena Ver-
fahrensgesetzes ein. (…) Inzwischen 
liegt eine Sammelbeschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
gegen Elena vor. Über 20.000 Bundes-
bürger haben gegen die Datensam-
melwut des Staates Beschwerde beim 
höchsten deutschen Gericht eingelegt. 
Der Berliner Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit, Dr. 
Alexander Dix, hat in einem Interview 
Elena als „eine unverhältnismäßige 
Vorratsdatenspeicherung“ bezeich-
net. Das BVerfG hat in seinem Urteil 
vom 2. März 2010 die Vorratsdaten-
speicherung für nicht verfassungsge-
mäß erklärt. Bundesweit unterstützen 
Politiker die Verfassungsbeschwerde 
… � dielinke-im-roemer.de

Kein Antrag für das Moon-Light-
Shopping (Nachtschwärmer) durch 
die LH München: Die Fraktion der 
Linken im Stadtrat beantragt: „Der 
Stadtrat möge beschließen: Die Lan-
deshauptstadt München und alle zu-
ständigen Referate treten nicht mehr 
als Antragstellerin beim zuständigen 
Bayerischen Staatsministerium für die 
Spätöffnung (bis 24 Uhr) in der Münch-
ner Innenstadt auf. Die Landeshaupt-
stadt München bekennt sich klar und 
eindeutig mit allen ihr zur Verfügung 
stehenden Mitteln für den Erhalt des 
bestehenden Ladenschlussgesetzes in 
Bayern und lehnt damit jede Ausdeh-
nung und Durchlöcherung des Ge-
setzes ab. Begründung: Hintergrund 
ist laut Informationen aus dem KVR, 
dass das Bayerische Staatsministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen seit letztem Jahr 
Anträge auf Sonderöffnungen wohl 
nicht mehr von Privatträgern und Ein-
zelpersonen annimmt. Unseren Infos 
zur Folge wurde die Einkaufsnacht 
im September unter dem Deckmantel 
„Kulturveranstaltung Nachtschwär-
mer“ von „Citypartner e.V.“ ins Leben 
gerufen und bis zu der Änderung der 
oben genannten Antragsbedingung 
auch von diesem Verein beantragt. 
„Citypartner e.V.“ ist ein Verein, der 

seine Aufgaben selbst darin sieht, 
sich neben dem Standortmarketing 
um alle Belange des Wirtschafts-
standortes Innenstadt zu kümmern 
und diese erfolgreich gegenüber Po-
litik und Öffentlichkeit zu vertreten. 
Diese Einkaufsnacht dient lediglich 
dazu das bestehende Ladenschluss-
gesetz zu umgehen. Dies widerspricht 
den Interessen der Beschäftigten in 
den betroffenen Einzelhandelsunter-
nehmen in der Münchner Innenstadt. 
Die Bestimmungen des Ladenschluss-
gesetzes dienen dem Schutz der Be-
schäftigten. Die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer haben ein Recht 
auf einen geregelten Feierabend. Die 
Ausdehnung der Öffnungszeiten der 
Verkaufsstellen hat Auswirkungen 
auf die Beschäftigten (in der Branche 
arbeiten weit über 70 Prozent Frauen) 
und deren Familien. Dies sollte auch 
die LH München, die sich „soziale 
Stadt“ auf die Fahnen geschrieben 
hat, interessieren. Außerdem führt 
die Umgehung des Landeschlussge-
setzes zu einer Wettbewerbsverzer-
rung zu Ungunsten der Unternehmen 
(meist klein und mittelständische Un-
ternehmen), die sich an die gesetz-
lichen Bestimmungen halten. Somit 
verschärfen die Sonderöffnungen die 
Konkurrenzsituation in der Branche. 
Diese fällt zu Lasten der kleinen und 
mittelständischen Betriebe aus und 
führt zu verstärkter Konzentration im 
Einzelhandel. Als Folge dessen gibt es 
immer mehr Insolvenzen, verbunden 
mit der Vernichtung tausender Ar-
beitsplätze in der Branche. 
� www.dielinke-muenchen-stadtrat.de

Bundeswehr soll draußen bleiben: Bo-
chum. Am 16. und 17. September findet 
wieder die Berufsbildungsmesse „was 
geht“ im RuhrCongress statt. In den 
letzten beiden Jahren war dort auch 
die Bundeswehr mit einem großen 
Stand vertreten. Für Die Linke ist 
Soldat / Soldatin aber kein Beruf wie 
jeder andere. Aus diesem Grund be-
antragt die Linksfraktion zur Sitzung 
des Jugendhilfeausschusses am kom-
menden Donnerstag, dass der Bun-
deswehr auf der Berufsbildungsmes-
se keine Möglichkeit gegeben wird, 
sich mit einem Informationsstand zu 
präsentieren. Dazu erklärt die stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende und 
Mitglied des Jugendhilfeausschusses 
Anna-Lena Orlowski: „Bereits in den 
vergangenen Jahren hatte Die Linke 
den Auftritt bei der Berufsbildungs-
messe scharf kritisiert. In der der-
zeit schwierigen Ausbildungssituati-
on jungen Menschen spannende Be-
rufsperspektiven bei der Bundeswehr 
anzupreisen, halten wir für absolut 
zynisch. Aktuell wird die Bundeswehr 
immer stärker in völkerrechtswid-

dies meines Erachtens der zweite wich-
tige Grund, warum eine kommunale 
Ausführungszuständigkeit im SGB II 
ständig so negativ dargestellt wird.

Kommunale Zuständigkeit kann besser 
auf die Probleme eingehen

Ein abgestimmtes Tätigwerden von 
Schulen, Bildungseinrichtungen, Ob-
dachlosenverwaltung, Jugendhilfeträ-
gern, Stadtplanung und Wirtschafts-
förderung in Kooperation miteinander 
vor Ort ist für eine effektive Hilfe viel, 
viel wichtiger, als „ein Jobcenter für 
alle Erwerbslose“, das als zentralis-
tisch gesteuerte Mammutbehörde des 
Bundes (Bundessozialamt) nur nach 
Schema F vorgeht und alle fallen lässt, 
die da nicht hineinpassen.

Direkte Wege und alternative, teil-
weise sogar individuelle, Lösungsmög-
lichkeiten sind problemlos möglich. 
Dies ist durch die flexible Struktur 
gegeben, da die Optionskommune Er-
messenspielräume nutzen bzw. ausfül-
len kann.

Wie eine Optionskommune bereit ist 
dies umzusetzen, liegt jedoch an der 
Umsetzung (Motivation und finanziel-
len Lage, etc.) der Kommune. Wie in 
jedem Amt hängt der Erfolg, und zwar 
der qualitative, von den Mitarbeitern 
auf jeder Ebene ab.

Manko der momentanen Verfahrens-
weise ist, dass die Kommunen der BA 
bzw. dem Bundesarbeitsministerium 
berichtspflichtig ist – d.h. eine Abhän-
gigkeit von Statistik-Interpretationen 
besteht, die zur Bewertung der Opti-
onskommunen herangezogen wird. So-
mit entsteht eine Konkurrenzsituation, 
die viele Mitarbeiter der Optionskom-
munen auf Führungsebene dazu ver-
anlasst, ähnliche Kriterien anzusetzen 
und gleichen Umgang mit Klienten zu 
pflegen, wie die BA-Abkömmlinge AR-
GEn und Jobcenter.

• Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Umsetzung von SGB II/III durch Op-
tionskommunen, bzw. eines Hartz 
IV-Nachfolgegesetzes ist ein rechts-
gültiger Anspruch des Klientels auf 
Menschlichkeit, Individualität und 
ressourcenorientierte Arbeitsplatz-
vermittlung. Und nicht statistikorien-
tiert, arbeitsmarktbezogen und durch 
Amigo-Mauschelei zwischen Arbeits-
vermittlung und Zeitarbeitsfirmen ge-
kennzeichnet.

• Weiter verbesserungsfähig ist die 
Praxis, dass Arbeitsgelegenheiten und 
Weiterbildungen kritiklos angeboten 
werden. Dies produziert Gewissens-
konflikte, da werden Fallmanager und 
Arbeitsvermittler subtil „gezwungen“ 
arbeitsfähige – im ersten Arbeitsmarkt 
eingliederbare – Klienten in „hausei-
gene“ Arbeitsgelegenheiten und Wei-
terbildungen zu „stecken“, um die of-
fenen Plätze zu besetzen.
Frank Heinze, 
Stadtrat, Fraktion Erlanger Linke
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rigen Kriegseinsätzen im Ausland ein-
gesetzt. Vor diesem Hintergrund ist es 
nicht nachvollziehbar, dass die Stadt 
ihr auf der Ausbildungsmesse die Mög-
lichkeit bietet, sich zu präsentieren 
und für Ausbildungsplätze zu werben, 
die gegebenenfalls mit Auslandsein-
sätzen verbunden sind, wie zuletzt bei 
der Berufsbildungsmesse 2008 und 
2009. Vielmehr sollten verstärkt Be-
mühungen in Richtung Erhöhung der 
eigenen Ausbildungsquote gemacht 
werden und Kontakte mit diversen 
Interessenverbänden gepflegt werden, 
um über diesen Hebel gegebenenfalls 
zukunftsfähige Ausbildungsplätze zu 
schaffen. Für uns gibt es keine Ge-
wöhnung an den Krieg, für uns ist 
das Militärische nicht normal, für uns 
kommt Werbung für die Bundeswehr 
auf der Berufsbildungsmesse nicht in 
Frage.“ � www.linksfraktion-bochum.de 

Senat sagt ab jetzt die Wahrheit über 
die Haushaltslage: Hamburg. Der erste 
Bürgermeister der Stadt Ole von Beust 
und sein Finanzsenator haben am 
Donnerstag wegen der dramatischen 
Finanzsituation der Stadt einen ra-
dikalen Sparkurs angekündigt. Kon-
krete Sparvorschläge sollen auf einer 
Haushaltsklausur im Juni vereinbart 
werden. In den nächsten drei Jahren 
sollen pro Jahr 550 Mio. Euro einge
spart werden, ab 2014 1 Mrd. Euro. Die 
Linke fordert statt konzeptionsloser 
Sparpolitik der sozialen Kälte, wie sie 
der Senat z.B. mit der Erhöhung der 
Kitagebühren schon jetzt exekutiert, 
neue Prioritäten bei den Ausgaben. 
Dazu gehört die Überprüfung aller 
Investitionsvorhaben, insbesondere 
der für Leuchtturmprojekte. Durch 
Umschichtung lassen sich Mittel frei-
setzen für strukturpolitische Maßnah-
men, um die Hamburger Wirtschaft in 
Richtung einer solidarischen Dienst-
leistungsökonomie umzubauen. Durch 
einen solchen Umbau werden die regio-
nalen Wirtschaftskreisläufe gestärkt, 
was wiederum auch zu steigenden 
Steuereinnahmen führt. Kurzfristig 
kann Hamburg seine Einnahmesitu-
ation z.B. durch mehr Steuerprüfer 
verbessern. Der Ausweg aus der Schul-
denfalle ist eine drastische Verände-
rung der Steuergesetzgebung auf Bun-
desebene. Allein durch die Wiederein-
setzung der Vermögenssteuer könnten 
die Einnahmen der Stadt jährlich um 
1 Mrd. Euro verbessert werden. 
� www.die-linke-hh.de

Umfrage bei Erwerbslosen widerlegt 
offizielles Ergebnis der Bundesagentur 
für Arbeit: Wuppertal. Die vom Er-
werbslosenverein Tacheles e.V. durch-
geführte „Kundenzufriedenheits-
umfrage“ offenbart schwerwiegende 
Mängel an der Arbeit der Wuppertaler 

ARGE. Bei der Bewertung der Ge-
samtzufriedenheit mit der Arbeit der 
ARGE lag die Durchschnittsnote aller 
Befragten bei 4,6. Das schlechteste 
Ergebnis bei dieser Frage erzielte die 
Geschäftsstelle 7 der ARGE in Ober-
barmen (Schwarzbach) mit dem No-
tendurchschnitt 5,4. Schlechte Noten 
gab es auch für den Umgangston und 
die telefonische Erreichbarkeit der 
ARGE-Mitarbeiter/innen, die fach-
liche Beratung oder die Bearbeitungs-
dauer der Anträge. Weiter brachte die 
Umfrage zutage, dass zwei Drittel 
der Befragten bei der ARGE Wup-
pertal bereits Erfahrungen mit ver-
loren gegangen Unterlagen gemacht 
hatten und dass über die Hälfte der 
Befragten die Wartezeit bis zur Aus-
stellung einer Eingangsbestätigung 
mit mangelhaft und ungenügend be-
werteten. Die durch die Befragung 
ermittelten Missstände betreffen so-
wohl die allgemeine Situation in den 
Wuppertaler ARGE-Geschäftsstellen 
(z.B. Umgang und Wartezeit) als auch 
den Bereich der materiellen Existenz-
sicherung (z.B. Beratung/Unterstüt-
zung und Bearbeitungsdauer von An-
liegen). „Die Befragung legt insgesamt 
grundlegende strukturelle Mängel bei 
der Verwaltung der 46.500 Wupperta-
ler Hartz IV-Bezieher/innen offen, die 
für eine Sozialverwaltung untragbar 
sind und dringend beseitigt werden 
müssen,“ äußert Frank Jäger, der die 
Untersuchung von Tacheles leitete. 
„Dem kann man nur mit einer aus-
reichenden personellen Ausstattung 
mit unbefristet eingestellten Mitar-
beiter/innen und einer besseren, kon-
tinuierlicheren Schulung des Perso-
nals beikommen.“ Des Weiteren sei die 
verzögerte Auszahlung der Leistung 
und der Schwund von eingereichten 
Schreiben einzudämmen. „Außerdem 
bleiben wir bei unserer langjährigen 
Forderung, dass endlich Poststellen 
geschaffen werden, in denen schnell 
und unbürokratisch Schreiben und 
Belege entgegengenommen und ent-
sprechende Eingangsbestätigungen 
ausgestellt werden können. Das wäre 
ein bedeutender Zugewinn an Rechts-
sicherheit für Erwerbslose“, erläutert 
Jäger. � www.tacheles.de

Deutscher Städtetag zu Ergebnissen 
der Steuerschätzung: Berlin. Der 
Deutsche Städtetag mahnt angesichts 
der Steuerschätzung ein wirksames 
Maßnahmenpaket von Bund und 
Ländern an, um die Einnahmen der 
Kommunen zu stärken und das unge-
bremste Wachstum der kommunalen 
Sozialausgaben zu stoppen. Die Prä-
sidentin des Deutschen Städtetages, 
die Frankfurter Oberbürgermeisterin 
Petra Roth, erklärte nach Abschluss 
der Steuerschätzung, an der der Deut-

sche Städtetag für die 
Kommunen beteiligt ist: 
„Die Steuerschätzung trifft 
die Kommunen noch härter 
als Bund und Länder. Das Loch in 
den kommunalen Kassen wird im-
mer größer. Die Steuereinnahmen 
der Städte und Gemeinden werden in 
diesem Jahr weiter deutlich sinken 
– um voraussichtlich 2,9 Milliarden 
Euro gegenüber 2009. Angesichts der 
dramatischen Finanzlage der Städte 
sehen wir absolut keinen Spielraum 
für weitere Steuersenkungen, die die 
Kommunen belasten. Unser Land 
kann es sich nicht leisten, dass seine 
Städte handlungsunfähig werden und 
die Angebote vor Ort immer stärker 
mit dem Rotstift zusammenstreichen 
müssen.“ Nach der Steuerschätzung 
müssen die Kommunen in den Jahren 
2010 bis 2013 mit etwa 12 Milliarden 
Euro weniger Einnahmen auskommen 
als bisher erwartet. Die Verschlechte-
rung gegenüber der Schätzung vom 
November fällt damit für die Kommu-
nen überproportional hoch aus. Um die 
zahlreichen kommunalen Leistungen 
für die Bürgerinnen und Bürger zu 
sichern – wie etwa den Ausbau der 
Kinderbetreuung, die soziale Fürsor-
ge und eine gute Infrastruktur – be-
nötigten die Städte eine Finanzaus-
stattung, die diesen Aufgaben gerecht 
wird, sagte Städtetagspräsidentin 
Roth: „Die Gemeindefinanzkommis-
sion muss wirksame Schritte vorschla-
gen, um Einnahmen und Ausgaben der 
Kommunen wieder ins Lot zu bringen. 
Denn jahrelange angestrengte Haus-
haltskonsolidierung hat die Städte vor 
der jetzigen Notlage nicht schützen 
können.“ Nach den Schätzergebnis-
sen gehen die bundesweiten kommu-
nalen Steuereinnahmen netto in 2010 
von 68,4 Milliarden im Vorjahr um 2,9 
Milliarden auf 65,5 Milliarden Euro 
zurück. Das entspricht einem Minus 
von 4,2 Prozent. Das bundesweite 
Gewerbesteueraufkommen, die wich-
tigste Steuerquelle der Kommunen, 
erreicht auch 2010 nur ein niedriges 
Niveau und sinkt gegenüber dem Vor-
jahr von brutto 32,4 Milliarden Euro 
um 1,2 Milliarden Euro, das heißt um 
3,7 Prozent, auf 31,2 Milliarden Euro. 
In den kommenden Jahren schränken 
die Folgen des Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetzes die Erholung der Ge-
werbesteuer ein. Das Gesetz schmälert 
das Ergebnis Jahr für Jahr um durch-
schnittlich knapp 1 Milliarde Euro. 
Im guten Steuerjahr 2008 betrug das 
Gewerbesteueraufkommen 41 Milli-
arden Euro. Die Städte und Gemein-
den können nach den Annahmen der 
Steuerschätzung erst 2014 wieder mit 
Gewerbesteuereinnahmen wie vor der 
Krise rechnen. � www.städtetag.de

�  (Zusammenstellung: ulj)

Kommunale 

Politik



16   Regionales und Gewerkschaftliches • PB 6/2010

Bundeskongress des DGB

„Umdenken – Kampf für eine neue Ordnung“
„Arbeit. Gerechtigkeit. Solidarität.“ 
Unter diesem Motto fand vom 16. bis 20. 
Mai in Berlin der 19. ordentliche Bun-
deskongress des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) statt. An diesem 
„Parlament der Arbeit“ nahmen 400 
Delegierte aus acht Gewerkschaften 
und rund 600 in- und ausländische 
Gäste aus Wirtschaft und Politik, Kul-
tur und Gewerkschaften teil.

„Umkehr“ und „Kampf um eine neue 
Ordnung“ waren die Leitbegriffe dieses 
Kongresses. Sie beziehen sich vor allem 
auf den Arbeitsmarkt, das Steuersys-
tem und die Regulierung der völlig aus 
dem Ruder gelaufenen Finanzmärkte. 
In seiner Grundsatzrede sagte der mit 
über 94% zum DGB-Bundesvorsitzen-
den wiedergewählte Michael Sommer: 
„Wir haben verhängnisvolle Jahre von 
Deregulierung, Privatisierung und zü-
gelloser Globalisierung erlebt. Unsere 
Werte von guter Arbeit, Gerechtigkeit 
und Solidarität wurden erst verhöhnt 
und dann ausgehöhlt. Unsere Gesell-
schaft muss in eine gute, in eine soziale, 
in eine solidarische – eine neue – Ord-
nung gebracht werden.“ 

Für faire und gute Arbeit

Gewerkschaften haben lange vor ame-
rikanischen Verhältnissen auf unseren 
Arbeitsmärkten gewarnt. Heute haben 
wir sie. Für eine soziale Neuordnung 
am Arbeitsmarkt wurden eine Reihe 
von Anträgen angenommen, in denen 
konkrete Forderungen aufgestellt wer-
den: Für einen Mindestlohn von 8,50 €, 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit, für 
Männer und Frauen, kein Missbrauch 
der Zeitarbeit, also gleiche Arbeits-
bedingungen und gleiche Bezahlung 
für Stammbelegschaften und Leihbe-
schäftigte und mehr Mitbestimmung 
der Betriebsräte, ein Ende der Tarif-
flucht, mehr Allgemeinverbindlich-
keitserklärungen von Tarifverträgen, 
die Stärkung von sicheren, unbefris-
teten, sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsverhältnissen. Arbeitsverhält-
nisse sollen von der ersten Stunde an 
sozialversicherungspflichtig sein. 

Für die Regulierung der enthemmten 
Finanzmärkte

Deregulierung auf den Finanzmärkten 
und die Umverteilung des Reichtums 
von unten nach oben waren wesent-
liche Gründe für die Finanzmarktkri-
se. Gerade die Krise hat verdeutlicht, 
wohin es führt, wenn Aktionärs- und 
Gesellschafterinteressen Vorrang ha-
ben vor den Interessen der Beschäf-
tigten und des Allgemeinwohls. Die 
Gewerkschaften wollen den sozialen 
Fortschritt durch mehr Mitbestim-
mung und Wirtschaftsdemokratie.

Dass es der Regierung eineinhalb 
Jahre nach dem Lehman-Crash immer 
noch nicht gelungen ist, wenigstens 
gefährliche Leerverkäufe wirksam zu 
unterbinden, Ratingagenturen an die 
Kette zu legen oder einen TÜV für 
neue Finanzprodukte einzuführen, 
kritisierte der Kongress scharf. Um 
einen neuen Zusammenbruch zu ver-
hindern, brauchen wir ausgesprochen 
restriktive Regelungen bei der Verbrie-
fung von Forderungen. Wir brauchen 
ein Verbot von Leerverkäufen und ein 
Ende des Handels mit Kreditausfall-
versicherungen. Wir brauchen endlich 
ein Verbot, Risiken aus den Bilanzen 
auszulagern, ohne sie angemessen mit 
Eigenkapital zu hinterlegen. 

Eine besondere Rolle spielte die For-
derung für eine Finanzmarkttrans-
aktionssteuer. Bei ihrem persönlichen 
Grußwort auf dem Kongress hatte Bun-
deskanzlerin Merkel diese Forderung 
noch unter Protest der Delegierten zu-
rück gewiesen – um vier Tage später im 
Bundestag doch ihre Unterstützung zu 
signalisieren. 

Gegen die soziale Spaltung

Der Kongress erklärte seine Solida-
rität mit den griechischen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern. Scharfe 
Kritik richteten einige Redner wie z.B. 
Klaus Wiesehügel, Vorsitzender der 
IG BAU, an die Berichterstattung der 
Bild-Zeitung (z.B. „Wir müssen ma-
lochen und die verprassen den Euro“) 
über die Griechenland-Krise. Die Be-
richterstattung ziele darauf, die Ar-
beitnehmerschaft in Deutschland dar-
auf einzuschwören, dass es sich nicht 
gehöre, zu demonstrieren und dagegen 
zu sein, wenn im Sozialbereich gespart 
würde. Das gleiche Ziel verfolgten auch 
Verunglimpfungen des Sozialstaats als 
„römisch dekadent“. 

Wenn sich diese Gesellschaft immer 
weiter spaltet, dann laufen wir Ge-
fahr, mitten in eine Gesellschafts- und 
Staatskrise hineinzuschliddern – und 
deren Folgen für Demokratie, Stabili-
tät und auch für den Frieden können 
wir gar nicht ermessen. 

Nicht Einkommensverzicht, sondern 
eine massive Ankurbelung der Binnen-

nachfrage ist das Gebot der Vernunft. 
Soziale Balance wird es auf Dauer nur 
geben, wenn wir wieder ein gerechtes, 
solidarisches Steuersystem haben – mit 
einem vernünftigen Spitzensteuersatz 
für die, die wirklich vermögend sind, 
mit passgenauen Abstufungen für jene, 
die weniger haben und mit Hilfen für 
die, die Hilfe brauchen.

Das „Parlament der Arbeit“ kriti-
sierte die immer dreistere Aufkündi-
gung der sozialen Sicherungssysteme. 
Die Gewerkschaften wehren sich gegen 
die Rente mit 67. Denn so lange es keine 
Arbeitsplätze für die Älteren gibt, so 
lange jemand mit über 50 zum alten 
Eisen gehört, ist die Rente mit 67 nur 
ein Rentenkürzungsprogramm. Ein 
anderes Thema ist die Kopfpauschale: 
Da soll das Kapital endgültig aus der 
Mitverantwortung für die Gesundheit 
der Beschäftigten entlassen werden. 
Wer das will, der muss wissen: Das gibt 
Ärger. Der DGB wird dieser Herausfor-
derung nicht ausweichen!

Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik

Von der Bundesregierung forderte der 
Kongress eine vorausschauende In-
dustrie- und Die nstleistungspolitik. 
So müssten eine ökologische Wirt-
schaftspolitik und eine „grüne Indus-
trie“ dazu beitragen, dass wir künftig 
die natürlichen Ressourcen effizienter 
nutzen und Treibhausgas-Emissionen 
reduzieren. Was wir brauchen ist, 
ein sozial gerechtes und gesamtwirt-
schaftlich stabiles Wirtschaftsmodell. 
Und wenn der Staat seinem gesamtge-
sellschaftlichen Gestaltungsanspruch 
in Zukunft nachkommen will, müssen 
die Steuereinnahmen wieder steigen. 
Wer ein gerechtes Steuersystem will, 
der muss dafür sorgen, dass die Starken 
mehr schultern als die Schwachen.

Die Gewerkschaften ergreifen Partei 
für die Schwachen. Aber sie sind keine 
Partei. Das ist die Stärke der Einheits-
gewerkschaft. Und ihre Begrenzung 
zugleich. Das Streikrecht, die Wahr-
nehmung des Widerstandsrechts nach 
Artikel 20 unseres Grundgesetzes, aber 
auch unsere politischen Rechte ein-
schließlich des Demonstrationsrechtes 
innerhalb und außerhalb des Betriebes 
leiten wir aus diesem Grundverständ-
nis ab. Und so schöpfen wir unsere 
Kraft aus der Einheit. Aus der Fähig-
keit, Vielfalt zu gemeinsamer Stärke 
zu bündeln.

Neue Satzung für den DGB

Mit einer sehr deutlichen Mehrheit mit 
wenigen Gegenstimmen haben die De-
legierten des 19. Ordentlichen DGB-
Bundeskongresses in Berlin eine neue 
Satzung für den DGB beschlossen. Die 
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Wirtschaftsverbände wehren 
sich gegen Klimapolitik der 
Bundesregierung. FAZ, Mo. 
17.5.10. „Ohne energieinten-
siv hergestellte Grundstoffe gibt es 
weder Windräder noch Elektroautos 
oder Niedriglohnhäuser“, schreiben 
die Präsidenten der energieintensiven 
Branchenverbände sowie der Präsident 
des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie, H.-P. Keitel. Wenn sich die 
Produktion solcher Stoffe in Deutsch-
land wegen „immer weiter steigender 
einseitiger Belastungen“ nicht mehr 
lohne, bedrohe das alle weiteren Wert-
schöpfungsketten. Mehr als 800 000 
Arbeitsplätze stünden auf dem Spiel. 
Bundesumweltminister Röttgen hatte 
davor gewarnt, durch ein zu enges Ver-
ständnis von Wettbewerbsfähigkeit 
Zukunftsmärkte aufs Spiel zu setzen. 
Pharmazeutische Industrie fühlt sich 
überdurchschnittlich belastet. Weil 
Gesundheitsminister Ph. Rösler nicht 
nur den Abschlag auf den Hersteller-
preis von 6 auf 16 Prozent steigern 
wolle, sondern zudem den parallelen 
Stopp der Preiserhöhungen auf August 
2009 zurückdatieren wolle, komme es 
bei einigen Unternehmen zu existenz-
gefährdenden Umsatzeinbrüchen, be-
sonders beim Mittelstand, beklagt der 
Bundesverband der Arzneimittelher-
steller (BAH). 
Großbankenverband fordert inter­
nationale Koordinierung für die Fi­
nanzstabilität. FAZ, Die. 25.5.10. Die 
im Institute of International Finance 
(IIF) vertretenen globalen Großbanken 
fordern einen international koordi-
nierten Rahmenplan zur Krisenprä-
vention. Damit sollen Banken, Märkte 
und rechtliche Vorschriften zukünftig 
so ausgestaltet werden, dass „Steuer-
zahler nicht noch einmal so drama-
tisch von der Bankenkrise getroffen 
werden können wie jetzt“, betont das 
IIF. Eine hochrangige Kommission sei 
zu bilden, die einen internationalen 
Regulierungsplan koordinieren solle. 
Zwar könne das Systemrisiko nie kom-
plett ausgeschaltet werden, aber bei-
spielsweise könne eine umfangreiche 
Eigenkapitalunterlegung die Wahr-
scheinlichkeit vermindern, dass Bank-
geschäfte aus dem Ruder liefen. Im 
Rechtssystem aller Staaten müsse ein 
Verfahren eingerichtet werden, dass 
jede auch noch so große Bank mit Ver-
lusten für die Aktionäre, unbesicher-
ten Gläubigern und im Zweifel für die 
Branche untergehen könne, ohne für 
die Marktteilnehmer zur Gefahr und 
für den Steuerzahler zur Belastung 
zu werden. Gerade weil dann die Ge-
fahr bestünde, dass Institute nicht vom 
Staat gerettet werden würden, werde 
sich damit auch das Verhalten der Ak-
tionäre, Gläubiger, des Managements 
und der Marktteilnehmer ändern. 
� Zusammenstellung: rst 

Wirtschafts­

presse

Am 24. März startete die Europäische 
Kommission einen neuen Anlauf zur 
Revision der europäischen Arbeits-
zeitrichtlinie. Das Dokument1 ist die 
Basis für die erste Anhörung der Sozi-
alpartner nach Artikel 154 (alt 138) der 
Verträge. Dabei geht es um die Frage, 
ob eine neue Richtlinie erwünscht ist 
und welche Richtung sie haben könnte. 
In der zweiten Phase der Konsultation 
wird die Kommission dann Vorschläge 
für konkrete Inhalte vorlegen.

Zur Erinnerung: April letzten Jahres 
war die geplante Revision der Arbeits-
zeitrichtlinie im Vermittlungsver-
fahren zwischen Rat und Parlament 
gescheitert. Drei Streitpunkte stan-
den im Zentrum. Bereitschaftszeiten: 
Der Europäische Gerichtshof hatte in 
der Vergangenheit entschieden, dass 
Bereitschaftszeiten grundsätzlich als 
Arbeitszeiten zu betrachten sind. Opt-
out: Der Ministerrat hat sich in den 
Verhandlungen nicht bereit erklärt, die 
von verschiedenen Mitgliedsstaaten 
genutzte Möglichkeit aufzuheben, wo-
nach die Grenze für die Höchstarbeits-
zeit (48 Stunden) bei individuellem Ein-
verständnis des Beschäftigten entfällt. 
Mehrfache Beschäftigungsverträge: 
Das EP wollte, dass die maximale Ar-
beitszeit pro Arbeitnehmer gelten soll-
te – nicht pro Arbeitsvertrag.

Die Europäische Kommission hat 
jetzt einen neuen Ansatz gewählt, wohl 
auch, um die offen liegenden Konflikte 
in ein breiteres Netz von Gegenstän-
den einzuhegen. Das Kommissionsdo-
kument wirft die Frage auf ob eine 
umfassende Revision gewünscht wird, 
die die Veränderungen in den Arbeit-
beziehungen der letzten zwanzig Jahre 
berücksichtigt.

Die Kommission wirbt für diesen 
zweiten Ansatz und zählt einige Trends 
der letzten zwanzig Jahre auf:
• Reduzierung der Gesamtarbeitzeit 
von durchschnittlich 39 auf 37,8 Stun-
den die Woche • Polarisierung der Ar-
beitzeiten zwischen Teilzeitarbeit und 
überlangen Arbeitszeiten • Zunahme 
und neue Formen flexibler Arbeitszeit-

regime • Kombination von Flexibili-
sierung und Qualifikation (Kurzarbeit) 
• Voranschreitende Entstandardisie-
rung der Arbeitszeit • Steigende Ge-
sundheitsbelastungen in entstandar-
disierten Arbeitszeitformen.

Die Kommission benennt auch da-
hinter liegende Gründe:
• Übergang von Produktion zu Dienst-
leistung • Technologiebedingter An-
stieg der Produktion • Stärkere Wett-
bewerbsorientierung der Geschäfts-
welt • Höhere Frauenerwerbsquote • 
Wachsende Individualisierung • Wan-
del in den Tätigkeitsstrukturen • De-
mographischer Wandel.

Die Bandbreite der angesprochenen 
Themen macht sofort die Schwierig-
keit deutlich, dass hier die Arbeitszeit 
in Zusammenhang mit anderen Poli-
tik- und somit auch anderen Rechts-
bereichen verbunden wird. Neben der 
höheren Komplexität liegt eine Ge-
fahr darin, dass die Vielschichtigkeit 
der Thematik zu einer Richtlinie mit 
sehr allgemeinen Anforderungen an 
die Mitgliedsstaaten führt, Konkretes 
aber fehlen wird. Die Stärke der gelten-
den Arbeitszeitrichtlinie sind vor allem 
ihre konkreten Anforderungen. 

Das absehbare Dilemma der Ge-
werkschaften ergibt sich auch aus dem 
möglichen Zeitplan. Nach der ersten 
Konsultation kann die Kommission re-
lativ schnell die zweite Phase der Kon-
sultation einleiten. Die dann anste-
hende Diskussion der Inhalte müsste 
mit Aktivitäten begleitet werden. Die 
bisherigen Auseinandersetzungen um 
die Arbeitszeit haben aber echte Pro-
bleme der Gewerkschaften offenbart. 
Die konkreten Positionen sind klar, 
aber eine entfaltete praktische Politik, 
in der die so verschiedenen konkreten 
Probleme der Arbeitszeitgestaltung 
und die Ebenen Gesetz, Tarif und be-
triebliche Ausgestaltung verbunden 
werden, liegt nicht vor. Sie wäre aber 
nötig, um in der Frage schnell mobili-
sierungsfähig zu werden.
1  KOM(2010)106: http://eurlex.europa.eu

�R olf Gehring

Neuauflage: Revision der europäischen Arbeits­
zeitrichtlinie

neue Satzung tritt am 1. Juni 2010 an 
die Stelle der bisherigen Satzung, die 
seit 1971 in Kraft ist.

Zukünftig wird es auf drei Ebenen 
Wahlmandate geben. Auf der Ebene 
des Bundes und der Bezirke werden 
diese Mandate hauptamtlich besetzt 
sein und in den Stadt- und Kreisver-
bänden ab 2014 ehrenamtlich wahr-
genommen. Zukünftig werden Regi-
onalgeschäftsführer/innen mit ihren 
Teams für den Aufbau und Unterstüt-
zung der ehrenamtlichen DGB-Stadt- 
und Kreisverbände verantwortlich 
sein. Sie sind damit die Repräsentan-

ten der DGB-Bezirke gegenüber den 
Stadt- und Kreisverbänden.

Alle Anträge, Diskussionsbeiträge 
von Delegierten und Gästen und Infor-
mationen zu den weiteren z.T. bemer-
kenswerten Ereignissen wie z.B. der 
Eröffnungsveranstaltung „Mut gegen 
Rechts“, dem Besuch der Streikenden 
der Betonbaufirma Westerwelle (nicht 
verwandt und nicht verschwägert mit 
dem FDP-Vorsitzenden und Bundesau-
ßenminister) aus Herford auf dem Kon-
gress können nachgelesen werden auf 
der Kongressseite auf www.dgb.de. 

�K arl August
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Den Personalwechsel an der Partei-
spitze möglichst geräuschlos hinzu-
kriegen – das war die wichtigste Auf-
gabe des Bundesparteitages Die Linke 
am 15./16. Mai 2010 in Rostock. Lothar 
Bisky, langjähriger Vorsitzender der 
PDS, der der Partei mehrfach aus der 
„Klemme“ geholfen hat, hatte seinen 
Rückzug schon lange angekündigt, Os-
kar Lafontaine erst vor wenigen Mona-
ten. Etliche andere Vorstandsmitglie-
der hatten ihren Rückzug angekündigt 
– gewollt und ungewollt. Der Parteitag 
stand vor allem in den ersten Stunden 
ganz im Schatten ihres Abschiedes und 
im Lichte des Einzuges der Partei Die 
Linke in den Landtag von NRW. Dieser 
Wahlerfolg hat das Fünf-Partein-Sys-
tem etabliert, darin waren sich alle 
einig, die darüber sprachen.

Lothar Bisky machte in seiner Rede 
deutlich, dass er sich als Vorsitzender 
der Fraktion GUE/GNL im Europä-
ischen Parlament und der Europäischen 
Linken auf die dringend notwendige 
Kooperation der Linken in der EU kon-
zentrieren will. „In der EU werden zur 
Zeit nicht die Armut und die soziale 
Ausgrenzung bekämpft, sondern die 
Zocker und Spekulanten bedient“, hieß 
es in seiner Rede. „An der Griechen-
landhilfe wird die Aufgabe, die sich 
uns Linken stellt, besonders deutlich. 
Natürlich haben wir kein Interesse an 
einem Staatsbankrott Griechenlands 
… Doch einer Hilfe, die die Aushebe-
lung sozialer Standards zur Bedingung 
macht, werden wir nicht zustimmen 
können. Unsere Sache ist es, soziale 
Standards in Europa zu verteidigen 
und nach oben anzugleichen …“

Auch Oskar Lafontaine will sich nicht 
aufs „Altenteil“ beschränken. Er bleibt 
Vorsitzender der Fraktion Die Linke 
im saarländischen Landtag und hielt 
eine eher programmatische Rede. „De-
mokratischer Sozialismus meint eine 
Gesellschaft ohne Ausbeutung und 
Unterdrückung. So einfach ist da. Da-
mit steht er nicht nur in der Tradition 
der Arbeiterbewegung … Für mich war 
der demokratische Sozialismus immer 
eine Bewegung hin zur menschlichen 
Freiheit, hin zur Freiheit eines jeden 
Einzelnen …“ Etwas später in seiner 
Rede klang das Ziel der „Freiheit des 
Einzelnen“ so gar nicht mehr an, als er 
ausführte: „Unser Programm lässt sich 
in drei Buchstaben zusammenfassen: 
KFW … Damit ist gemeint Keynesi-
anismus, Finanzmarktregulierung 
und Wirtschaftsregierung auf euro-
päischer Ebene.“ Diese „drei Säulen 

unserer Wirtschaftspolitik“ stehen für 
Staatssozialismus, und das ist nicht so 
ganz neu.

Doch während die Reden der beiden 
scheidenden Vorsitzenden und die von 
Gregor Gysi vorgetragenen Verabschie-
dungen – auch die von Dietmar Bartsch 
als Bundesgeschäftsführer – mit viel 
Beifall aufgenommen wurden, hatte 
es im Vorfeld umso heftigere Diskussi-
onen um den künftigen Parteivorstand 
gegeben. Sie wurden im März zwar 
gestoppt durch ein von Gregor Gysi 
vorgelegtes und mit den Landesvorsit-
zenden abgestimmtes Personaltableau 

für den kompletten Geschäftsführen-
den Vorstand. Der Fraktionsvorsit-
zende der Bundestagsfraktion hatte 
sich mit diesem Vorgehen jedoch viel 
Kritik eingetragen, nicht zuletzt weil 
er vorher entscheidend zum Sturz des 
Bundesgeschäftsführers beigetragen 
hatte.

Hauen und Stechen bei den Wahlen

Die Frage einer quotierten Doppelspit-
ze bei Vorsitzenden und Geschäfts-
führung war im Vorfeld durch einen 
von mehreren Landesverbänden bean-
tragten Mitgliederentscheid entschärft 
worden. Die Mitglieder des neuen ge-
schäftsführenden Vorstandes wurden 
alle im ersten Wahlgang gewählt, al-
lerdings mit recht unterschiedlichen 
Ergebnissen. Gesine Lötzsch (Berlin) 
erhielt als neue Parteivorsitzende 
ausgezeichnete 92,8 % der Stimmen, 
Klaus Ernst (Bayern) erhielt bei einem 

Gegenkandidaten 74,9 %. Die stell-
vertretenden Vorsitzenden erhielten 
alle deutlich über 70 % der Stimmen, 
mit Ausnahme von Halina Wawzyniak 
(Berlin), die die internen Auseinan-
dersetzungen in ihrer Vorstellungsre-
de mutig angesprochen hatte. Mit den 
bereits genannten sowie Katja Kipping 
(Sachsen), Sahra Wagenknecht (sie kan-
didierte interessanterweise als Ver-
treterin des Landesverbandes NRW), 
Heinz Bierbaum (Saarland), Caren Lay 
(Sachsen), Werner Dreibus (Hessen), 
Raju Sharma (Schleswig-Holstein) und 
Ulrich Maurer (Baden-Württemberg) 
ist der zehnköpfige geschäftsführende 
Parteivorstand nach Geschlechtern, 
nach Ost und West, nach Quellpar-
teien und nach Strömungen sorgfältig 
austariert.

Bei den weiteren 34 Mitgliedern des 
Parteivorstandes gab es erheblich mehr 
Hauen und Stechen. Im Ergebnis sind 
zwar auch hier die genannten Quo-
tierungen in etwa gewahrt. Doch im 
ersten Wahlgang wurden nur zehn der 
weiteren Vorstandsmitglieder gewählt, 
darunter ganze zwei aus den neuen 
Bundesländern. Rosemarie Hein (Sach-
sen-Anhalt), Katina Schubert (Berlin), 
der langjährige stellvertretende PDS-
Vorsitzende Wolfgang Methling (Me-
cklenburg-Vorpommern), Matthias 
Höhn (Sachsen-Anhalt) und Steffen 
Harzer (Thüringen) als einziger aktiver 
Kommunalpolitiker im Parteivorstand 
wurden erst im zweiten Wahlgang ge-
wählt. Das gleiche galt allerdings auch 
für die Sprecherin der Mitglieder der 
Partei Die Linke im Europäischen Par-
lament, Sabine Wils, und den frischge-
wählten Landtagsfraktionsvorsitzen-
den aus NRW, Wolfgang Zimmermann. 
Helmuth Scholz (Berlin), Mitglied des 
Europaparlamentes, erhielt zwar mehr 
Stimmen als andere, wurde jedoch we-
gen der in der Satzung vorgesehenen 
Begrenzung der Anzahl der Mandats-
träger im Vorstand gestrichen.

Widersprüche nicht geklärt

Die Widersprüche, die sich immer noch 
an Ost und West, an den beiden Quell-
parteien der Partei Die Linke, an Strö-
mungen, unterschiedlichen politischen 
Positionen und einer unterschiedlichen 
politischen Kultur festmachen, sind 
tief. Wie schon auf dem Parteitag zu-
vor, sprach Gregor Gysi die Probleme 
am offensten an und warb eindring-
lich für Kooperation und Pluralismus. 
Erschreckend ist, mit welchem un-
bedingten Willen zum „Sieg“ man-

 Bundesparteitag Die Linke

Neue Parteispitze gewählt – Programm­
debatte steht aus

Lothar Biky: „Die Spekulanten 
leben von den wirtschaftlichen 
Ungleichgewichten in der EU. 
Die deutschen Bankhäuser ver-
dienen prächtig … Der Wohl-
standschauvinismus mit nati-
onalistischem Einschlag, den 
BILD und andere eingeschla-
gen haben, wird zunehmen. Wir 
haben eine enorme Verantwor-
tung, dass diese Demagogie 
nicht weiter in alle Poren der 
Gesellschaft eindringt! Und ich 
bin es allmählich leid: Die kor-
rupteste Firma in Griechenland 
heißt immer noch Siemens. Das 
ist ja wirklich ein sehr grie-
chischer Name. Grad steht die 
Deutsche Bank in den USA vor 
Gericht … Bild & Co. sollten 
anstatt ihrer Überheblichkeit 
gegenüber anderen erst mal hier 
an die eigene Nase fassen.“
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che Auseinandersetzung ausgetragen 
wird, ohne die oft sehr unterschied-
lichen Entwicklungsbedingungen der 
Partei zu berücksichtigen.

So hatten die vor allem im Westen ver-
ankerten Strömungen Sozialistische 
Linke und Antikapitalistische Linke 
sich für den erweiterten Vorstand auf 
die Unterstützung von 24 Kandida-
tinnen und Kandidaten geeinigt und 
sie auf Spickzetteln verbreitet. Dar-
unter war gerade ein Mitglied aus den 
neuen Bundesländern. Immerhin 19 
dieser Kandidatinnen und Kandidaten 
konnten sich durchsetzen, nicht zuletzt 
weil die Landesverbände im Westen 
laut Übergangsregelung der Satzung 
ein überproportionales Gewicht ha-
ben.

In dem verabschiedeten Leitantrag 
ruft der Parteitag dazu auf, in den 
nächsten Monaten bis ins nächste Jahr 
an den Erfolgen der Linken anzu-
knüpfen und die Programmdebatte zu 
führen. In der Programmdebatte soll 
versucht werden, die vorhandenen po-
litischen Widersprüche zu klären. Sie 
soll mit dem Parteitag 2011 und einem 

Mitgliederentscheid abgeschlossen 
werden. Durch einen angenommen 
Ergänzungsantrag aus dem Umfeld 
des Forum demokratischer Sozialis-
mus (fds) richtet sich der Leitantrag 
deutlicher als im Entwurf gegen die 
schwarz-gelbe Bundesregierung und 
das „bürgerlich-neoliberale Lager“. 
Betont wird, dass es der Partei Die 
Linke um einen „gesellschaftlichen 
Diskurs“ zwischen Parteien, Gewerk-
schaften, Wissenschaft, Künstlerin-
nen und Künstlern und anderen gehen 
muss, um gesellschaftliche und poli-
tische Mehrheiten für konkrete Verän-
derungen zu erreichen.

Der Leitantrag wirbt dafür, die poli-
tische Bildung zu stärken, Beteiligung 
zu ermöglichen und die Kultur einer 
„modernen, emanzipatorischen, inklu-
siven und solidarischen Gesellschaft“ 
in der Partei vorzuleben. Auch das sind 
wichtige Ziele, nicht zuletzt deshalb, 
weil die Partei allein zwischen 2007 
und 2009 25.500 neue Mitglieder ge-
wonnen hat. Das entspricht fast einem 
Drittel der Parteimitglieder.

�W olfgang Freye

Klare Botschaften in die 
Gesellschaft
Der Parteitag in Rostock war erfolg-
reich. Er hat seine Aufgabe, den Füh-
rungswechsel in der Partei Die Linke 
zu realisieren, erfolgreich umgesetzt. 
Die Führungskrise vom Januar 2010 ist 
damit beendet. 

Wir haben mit Gesine Lötzsch und 
Klaus Ernst zwei Vorsitzende, die ne-
ben der Geschlechterquotierung die 
beiden Quellparteien präsentieren. 

Das gilt mit Karen Ley und Werner 
Dreibus auch für die Ebene der Bun-
desgeschäftsführer, mit Halina Waw-

zyniak und Ulrich Maurer für die Par-
teibildungsbeauftragten und natürlich 
ebenso für die deutlich strömungsü-
bergreifenden stellvertretenden Vor-
sitzenden Katja Kipping (EmaLi), Sah-
ra Wagenknecht (KPF), Halina Waw-
zyniak (FdS) und Heinz Bierbaum. 

Es war ein Parteitag, der von den 
Menschen erzählte, die diese neue Par-
tei und darüber hinaus die politische 
Linke in den letzten Jahren, seit 1989 
maßgeblich mit geprägt haben: Lothar 
Bisky, Dietmar Bartsch, Oskar Lafon-

taine. Und dies ist wichtig, denn Politik 
wird von Menschen gemacht, die sich 
pragmatisch und streitbar, aufrüttelnd 
und mitreißend oder eher sachlich mo-
derierend einbringen und gebraucht 
werden, die oft über das normale Maß 
politischer Mehrarbeit hinaus und im-
mer irgendwie im Rampenlicht ste-
hen, zumindest dann, wenn sich medial 
etwas ausschlachten lässt. Alle drei 
haben in unterschiedlicher Weise den 
Weg der Partei überhaupt ermöglicht. 
Das bleibt ihr Verdienst.

Nun müssen die „Neuen“ ran, die so 
neu gar nicht sind und nicht so jung, als 
dass man von einem Generationswech-
sel sprechen könnte. Auch sie wurden 
von Gregor Gysi präsentiert, wie es 
dies selten bei der Linken gibt – mit all 
ihren Stärken.

Es ging schließlich auch um den Um-
gang mit der oder dem Einzelnen in 
der Partei, eine in letzten Monaten oft 
vernachlässigte Größe, um die Kultur 
in einer Partei, die den Anspruch er-
hebt, emanzipatorisch zu sein. Nicht 
die schon immer gepflegten Vorurteile 
prägten diesen Teil des Parteitages, 
sondern die Frage, was könnte der an-
dere, dessen Positionen frau oder man 
im Einzelnen nicht teilt, einbringen 
und was könnte möglicherweise von 
diesen Positionen, die die Breite der 
Linken beschreiben, für einen selbst 
wichtig sein. Denn es lohnt sich auch 
unter Linken einander zuzuhören – eine 
Eigenschaft, die überlagert von inner-
parteilichen Machtkämpfen selten als 
linke Kompetenz geschätzt wird.

Aber nicht nur Abschied und Neu-
wahlen bestimmten die Grundstim-
mungen des Parteitages. 

Die Anwesenden dürsteten danach, 
die kämpferischen Stimmen der Lin-
ken zu erheben gegen die Abwälzung 
der Krisenlasten auf die Schultern vor 
allem jener in der Gesellschaft, die 
schon jetzt zu den sozial Schwachen, 
den sozial und demokratisch Ausge-
grenzten zählen. Es geht vor allem um 
die, für die es keine Arbeit gibt oder die 
von ihrer Arbeit nicht leben können. 
Dazu gehören auch jene, die sich seit 
Monaten am Rettungsanker Kurzar-
beit festhalten müssen. 

Oskar Lafontaine forderte deshalb 
in seiner Rede, dass ein linkes Pro-
gramm in der Krise Keynsianismus, 
Finanzmarktregulierung und eine 
Wirtschaftsregierung auf europä-
ischer Ebene zusammenbinden muss. 
„Der Keynsianismus kann nur funkti-
onieren, wenn die Finanzmärkte regu-
liert werden.“ Eine europäische Wirt-
schaftsregierung, die die Linke for-
dert, werde dringend gebraucht, um die 
immer weiter auseinanderdriftenden 
Entwicklungen der Lohn-, Steuer- und 
Wirtschaftspolitiken der EU-Länder 
entgegenzuwirken und auszugleichen. 
„Jeder kehre vor seiner eigenen Tür“ 
sei ein Rückfall in den Nationalismus, 
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vor dem auch Lothar Bisky in seiner 
Rede warnte.

Lothar Bisky sprach von der ver-
brannten Erde, die der internationa-
le Währungsfonds bereits in Ungarn 
hinterlassen hat, das dort mit einer 
rechtspopulistischen Regierung quit-
tiert wurde. Mit Verweis auf bisherige 
Entwicklungen in den Ländern der 
Dritten Welt erklärt er: dass „unter dem 
Diktat des IWF […] alle Hoffnungen 
auf Überwindung der Armut zerbro-
chen sind“. Bereits jetzt leben 80 Mio. 
Menschen in Europa in Armut, wei-
tere 80 Mio. Menschen sind von Armut 
bedroht. Klar ist, dass die Politik des 
sozialen Kahlschlags in Griechenland 
für künftige europäische Entwick-
lungen stehen kann. Deshalb ist die 
Solidarität mit den Griechen und die 
Handlungsfähigkeit der Linken in Eu-
ropa so wichtig: Linke Parteien müssen 
zusammen mit Gewerkschaften, mit 
sozialen Bewegungen zu einer europä-
isch wirksamen Kraft werden, die sich 
einer solchen Politik zur Wehr setzt. 
Die Ideologie des entfesselten Marktes 
blockiert Europa im weltweiten Kampf 
gegen Klimakrise und Hunger. Diese 
herrschende Politik – so Bisky – blo-
ckiert die Solidarität und Verantwor-
tung in einer multipolaren Welt. Sache 
der Linken sei es, soziale Standards in 
Europa zu verteidigen und nach oben 
anzugleichen. „Als Europäische Linke 
müssen wir für ein europäisches Regel-
werk kämpfen!“

Es war ein Parteitag, der seine Aufga-
ben erfüllte: Neuformierung der Füh-
rung der Partei, klare Botschaften in 
die Gesellschaft.

Der Parteitag war ein Spiegel der 
Partei, ihres gegenwärtigen weiterhin 
notwendigen Zusammenwachsens, ein 
Spiegel der Fähigkeit, mit klaren Bot-
schaften und Forderungen das Pro-
fil der Partei sichtbar zu machen. Es 
war ein Parteitag, der seinen Vorstand 
letztlich strömungsübergreifend wähl-
te, und auch die Fähigkeit besaß, sich 
vor Ort zu korrigieren.

Es war kein Parteitag der Debatten, 
kein Parteitag über offene Fragen, vor 
denen auch Die Linke in den gegenwär-
tigen Krisen steht.

Die im Vorfeld getroffenen Verein-
barungen wurden zu Entscheidungen 
der Delegierten des Parteitages, deren 
Souveränität durch diese, durch den 
Mitgliederentscheid und auch durch 
die Regie des Parteitages bestimmt 
wurde. Es war ein Parteitag der Wür-
digungen, Danksagungen und Wahlen. 
Es gab viel Beifall und es gab viele 
Beiträge mit richtigen Losungen und 
vielen Antworten.

Vielleicht musste dies in Rostock so 
sein. Dennoch sei daran erinnert, dass 
die erfolgreichen Linken in Lateina-
merika noch immer an ihrer Losung 
festhalten: Fragend gehen wir voran.

�  Cornelia Hildebrandt 

Sprockhöveler Treffen Arbeitspolitik

Arbeitspolitik – Probleme aktueller 
Gewerkschaftspolitik
Unter dem Titel „Arbeitspolitik – Pro-
bleme aktueller Gewerkschaftspoli-
tik“ fand Ende April im Bildungszent-
rum Sprockhövel der IG Metall zum 
wiederholten Male ein Treffen von in 
der Gewerkschaftsbewegung Tätigen 
statt. Vier Themenkomplexe standen 
auf der Tagesordnung.

Die Neue Lissabon-Strategie für 
2010 bis 2020; die EuGH-Urteile zur 
Entsenderichtlinie und zum Streik-
recht; Strukturwandel und Industrie-
gesellschaft – Strukturdebatte in der 
IG Metall; Tarifbewegungen 2010; der 
Komplex Arbeitszeit und Europäische 
Arbeitszeitrichtlinie.

Der folgende Bericht gibt Gesichts-
punkte der Diskussionen wieder, wo-
bei das Schwergewicht auf die „euro-
päischen“ Themen gelegt wird. Der 
Bericht über die Diskussion zu Struk-
turwandel und Industriegesellschaft 
und damit verbunden zur aktuellen 
Strukturdebatte in der IG Metall – 
letzteres wurde kontrovers diskutiert 
– muss leider entfallen.

EU-Strategie 2020

Zu diesem Titel hatten wir einen kom-
petenten Gast als Referenten gewon-
nen: Klaus Dräger, seit vielen Jahren 
Mitarbeiter der Fraktion der Linken 
und linksgrünen Parteien im Europa-
parlament.

Er begann mit einer knappen Skiz-
ze der Ziele der neuen EU-Strategie. 
Diese setzt drei Schwerpunkte und 
fünf Ziele. Die drei Schwerpunkte 
sind:
– intelligentes Wachstum, – nachhal-
tiges Wachstum und – integratives 
Wachstum (und damit nicht primär 
eine Strategie des „Exportweltmeis-
ters“)

Die fünf Ziele sind: – Anhebung der 
Beschäftigungsquote (75% der Bevöl-
kerung im arbeitsfähigen Alter), – An-
hebung der Forschungs- und Entwick-
lungs-Ausgaben auf 3% des Bruttoin-
landprodukts (derzeit im EU-Durch-
schnitt 1,9%), – Klimaziele wie in Ko-
penhagen, – Senkung der Armutsquote 
in der Bevölkerung der EU-Staaten um 
25% (faktisch hieße das 20 Millionen 
Menschen weniger unter der Armuts-
schwelle) – Bildungsziele (Senkung der 
Schulabbrecherquote auf weniger als 
10%, die Erhöhung des Anteils der Ju-
gendlichen mit Hochschulausbildung 
auf 40%).

Gegen die Ziele selbst eine Polemik zu 
entwickeln, macht wenig Sinn, zumal 
diese Ziele vermutlich von vielen Men-

schen geteilt werden. Problem ist eher, 
wie solche Ziele realistisch erreicht 
werden sollen. Denn ihre sog. „Lissa-
bon-Ziele“, die sie bis 2010 erreichen 
wollte, hat die EU deutlich verfehlt. 
Statt sich nun aber zu fragen, warum 
die alten Ziele nicht erreicht wurden, 
und nach einer solchen Fehleranaly-
se eine neue, korrigierte Strategie zu 
entwickeln, hat die EU-Kommission 
gemeinsam mit den Staats- und Re-
gierungschefs einfach neue Ziele für 
den neuen Zeitraum 2010 bis 2020 auf-
gestellt. Plausibel und vertrauenerwe-
ckend ist das nicht.

Alternativen des EGB

In der Diskussion haben wir uns dann 
auch damit befasst, welche Anti-Kri-
senstrategien es auf linker bzw. ge-
werkschaftlicher Seite in der EU 
derzeit gibt. Als einzig erkennbare 
Alternative nannte Klaus Dräger die 
Vorschläge des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes (EGB). Dieser fordert 
u.a. eine antizyklische und europä-
ische Anleihepolitik, d.h. die Ausgabe 
sogenannter „Euro-Bonds“, mit denen 
vor allem europäische Investitionsvor-
haben finanziert werden sollten, also 
Ausgaben in europäische Netze (Strom-
netze, Datennetze, Verkehrsnetze), die 
die Mobilität von Daten, Gütern und 
Menschen in Europa erhöhen, in In-
frastruktur und ähnliche Bereiche. 
Tatsächlich scheint dies das einzige 
einigermaßen plausible Gegenkonzept 
gegen die derzeitige dilettantische 
Handwerkelei von EU-Kommission 
und Einzelstaaten im Angesicht der 
Krise. Solche mit Eurobonds finanzier-
ten großen Investitionsvorhaben wür-
den nicht nur die Integration der EU 
vertiefen helfen, sie würden auch gegen 
die konjunkturelle Krise in Teilen der 
Wirtschaft (Bau, Telekommunikation 
usw.) gegensteuern und diese wieder 
ankurbeln helfen.

Nachgefragt, welche Fraktionen im 
EU-Parlament solche Vorschläge un-
terstützen, antwortete Klaus Dräger: 
Nur die linke Fraktion unterstützt 
den EGB offen. SPD und Grüne wa-
ckeln, übernehmen nur Teile der ge-
werkschaftlichen Forderungen, wäh-
rend die Bundesregierung und auch 
die Fraktionen der Konservativen und 
Christdemokraten eher nationalisti-
sche Sparkonzepte à la Brüning favo-
risieren, d.h. Sozial- und Lohnabbau 
als „Anti-Krisen-Strategie“. 

In unseren Augen, das ergab die Dis-
kussion, ist das eine hochgefährliche, 
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bizarre und eher deprimierende Situa-
tion. Leider ist die Aufmerksamkeit für 
solche Alternativen auf europäischer 
Ebene selbst in den Gewerkschaften 
aktuell nicht sehr groß.

EuGH-Urteile zu Entsenderichtlinie und 
Streikrecht: „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort“

Der Vertrag zur Europäischen Union 
sieht im Titel 10 (Sozialpolitik) aus-
drücklich vor, die Arbeitsbeziehungen 
auszugestalten. Implementiert wurde 
diese Zuständigkeit beim Arbeitsrecht 
wesentlich 1993 mit dem Sozialabkom-
men von Maastricht. Allerdings sind 
Gegenstände wie das Koalitionsrecht 
oder das Streikrecht ausdrücklich aus-
genommen. Dennoch hat das EuGH zu-

letzt mit einer Reihe von vier Urteilen 
teils direkt, teils mittelbar auf diese 
Gegenstände eingewirkt und euro-
päische Rechtsfortbildung betrieben, 
teils offensichtlich im Widerspruch 
zu der betroffenen Entsenderichtlinie 
bzw. deren bisheriger Interpretation. 
Die betreffenden Fälle sind die Ur-
teile zu „Viking“, „Laval“ „Rüffert“ 
und „Kommission versus Luxemburg“. 
Worum ging es jeweils?
Viking:
Es ging um ein finnisches Schiff-
fahrtsunternehmen, das u.a. zwischen 
Finnland und den baltischen Staaten 
Fährverkehr betreibt. Ziel des Un-
ternehmens war es, Tätigkeiten aus-
zuflaggen und unter baltischen Ta-
rifen weiterzuführen. Die finnischen 
Gewerkschaften, zusammen mit der 
internationalen Transportarbeiter-
gewerkschaft ITF, führten Aktionen 
durch und drohten Streikmaßnahmen 
an. Im EuGH-Urteil wird das Streik-
recht als Grundrecht bestätigt, aber 
es wird auch das Prinzip der Verhält-
nismäßigkeit herangezogen. Streikak-
tionen seien nicht zulässig, wenn sie 
unangemessen das Recht auf Nieder-
lassungsfreiheit einschränken. Dies sei 
hier der Fall gewesen.

Laval:
Eine öffentliche Ausschreibung der 
schwedischen Gemeinde Vaxholm ging 
an eine lettische Firma (Laval). Diese 
beschäftigte lettische Arbeiter und 
weigerte sich, in die von den schwe-
dischen Gewerkschaften geforderten 
Tarifverhandlungen einzutreten, mit 
denen gleiche Bedingungen für die 
lettischen Beschäftigten durchgesetzt 
werden sollten, wie sie für schwedische 
Baubeschäftigte gelten.

Das EuGH urteilte, dass die Streik-
/Blockadeaktionen unzulässig waren, 
da sie in unangemessener Weise die 
Dienstleistungsfreiheit einschränken 
würden. Bezüglich der Entsendericht-
linie interpretierte das Gericht deren 
Bestimmungen so, dass für entsandte 

Arbeitnehmer lediglich die jeweiligen 
Mindest-Arbeitsbedingungen verlangt 
werden dürften. Damit werden diese 
für entsandte Arbeitnehmer zu Maxi-
malbedingungen umgedeutet.

Mittlerweile haben die schwedischen 
Gerichte, die die Aktion in einem ers-
ten Urteil für zulässig erklärt hatten, 
aufgrund des EuGH-Urteils die schwe-
dischen Gewerkschaften zur Zahlung 
der Gerichtskosten verurteilt.
Rüffert:

Das Land Niedersachen hatte im Rah-
men einer öffentlichen Ausschreibung 
Bautätigkeiten an ein Unternehmen 
vergeben, das für Teile dieser Tätig-
keiten ein polnisches Subunternehmen 
anheuerte. Dieses zahlte den Beschäf-
tigten Löhne von weniger als 50% des 
(allgemeinverbindlichen) Baumindest-
lohns. Da Niedersachsen in seinem 
Vergabegesetz Tariftreue verlangt, 
kündigte es den Werkvertrag mit dem 
Generalunternehmen. Dieses zog vor 
das OLG Celle, welches an den EuGH 
verwies, und der urteilte, das nieder-
sächsische Vergabegesetz verstoße ge-
gen die Dienstleistungsfreiheit.
Kommission gegen Luxemburg:
Das Herzogtum Luxemburg hatte sehr 
konkrete Anforderungen bezüglich der 

Arbeitsbedingungen von Beschäftigten 
aus dem EU-Ausland gestellt. Diese 
bezogen sich unter anderem auf die 
Forderung eines schriftlichen Arbeits-
vertrags, Kontrollen bezüglich der kor-
rekten Entsendung von Beschäftigten, 
der Lohnhöhe und zur Einhaltung der 
luxemburgischen Bestimmungen zu 
Teilzeitarbeit und zu zeitbefristeten 
Arbeitsverträgen.

Die Europäische Kommission sah 
hierin eine Praxis, die nicht durch die 
Entsenderichtlinie gedeckt sei.
Diskussion:
Koalitionsrecht und Streikrecht sind 
kein Gegenstand der Verträge. Das 
Streikrecht ist aber Teil der europä-
ischen Grundrechtecharta (Artikel 28). 
Im Viking-Urteil wird jedoch argu-

mentiert, die Ausübung von Grund-
rechten müsse in Einklang gebracht 
werden mit den durch den Vertrag ge-
schützten Rechten – Grundfreiheiten. 
Es wird befürchtet, Marktfreiheit wer-
de über soziale Grundrechte gestellt, 
ein Vorrang europäischen Sekundär-
rechts, wie der Niederlassungsfreiheit, 
vor nationalen Grundrechten wie der 
Koalitionsfreiheit etabliert.

Etwas irreführend ist in diesem Zu-
sammenhang das verbreitete Argu-
mentationsmuster, die EuGH-Urteile 
würden das Streikrecht torpedieren. 
In einer vom EGB herausgegebenen 
Publikation, in der die nationalen 
Rechtsgrundlagen zum Streikrecht 
verglichen werden, wird deutlich, dass 
national durchaus beträchtliche Un-
terschied vorliegen. Von Frankreich, 
wo das Streikrecht als persönliches 
Grundrecht verankert ist, bis zur Bun-
desrepublik, wo sich das Streikrecht 
lediglich aus der Koalitionsfreiheit ab-
leitet. Alle Länder kennen jedoch das 
Prinzip der Verhältnismäßigkeit, und 
vielfach liegen spezifische Einschrän-
kungen des Streikrechts bzw. Anforde-
rungen an Streikaktionen vor. 

Ein nächster Gesichtspunkt der Ur-
teile ist die Neuinterpretation der euro-

Beliebte Parole gegenwärtiger gewerkschaftlicher Demonstrationen
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päischen Entsenderichtlinie von 1996. 
Sie verlangt die Einhaltung von Min-
destbedingungen bei Lohn, Arbeits-
zeit, Pausen, Urlaub und Arbeitsschutz 
für entsandte Arbeitnehmer. Das Ver-
ständnis war bisher, dass an einem Ort 
die dort geltenden Bedingungen zur 
Anwendung kommen bzw. die gelten-
den Mindestbedingungen Standards 
sind, die auch überschritten werden 
können. Dies ist auch durch die Richt-
linie gedeckt, die aussagt, dass die Mit-
gliedsstaaten für entsandte Arbeitneh-
mer günstigere Bedingungen als die 
Mindestbedingungen festlegen kön-
nen. Das EuGH hat diese Sichtweise 
auf den Kopf gestellt und die Mindest-
arbeitsbedingungen zu Höchstnormen 
erklärt (Laval-Urteil).

Die Argumentation des EuGH ist je-
doch nicht konsistent und kann auch 
mit den Europäischen Verträgen kri-
tisiert werden, die in Artikel 45 (neu) 
die Gleichbehandlung der Arbeitneh-
mer in Bezug auf „Beschäftigung, Ent-
lohnung und sonstige Arbeitsbedin-
gungen“ vorschreiben.

Das EuGH setzt auf Verschärfung der 
Lohnkonkurrenz mittels Aushebelung 
der tariflichen Standards durch unbe-
schränkte Durchsetzung der Dienst-
leistungsfreiheit. Die Interpretation, 
dass hierdurch die gewerkschaftliche 
Rolle bei der Aushandlung der Arbeits-
beziehungen und ihre Durchsetzungs-
kraft geschwächt werden soll, ist sicher 
richtig. Folgen dieser Entwicklung sind 
heute schon zu besichtigen. Nicht nur 
die Löhne sinken, auch alle anderen 
Arbeitsbedingungen verschlechtern 
sich, ebenso die Arbeitsschutzstan-
dards oder die Qualität der Produkte.

Mit Bezug auf die Entsenderichtlinie 
ist Kritik von vielen Seiten gekommen, 
auch aus der Europäischen Kommissi-
on und vom Europäischen Parlament. 
Gleichwohl sind viele Akteure skep-
tisch, ob sich im Rahmen einer Revision 
der Entsenderichtlinie eine Verbesse-
rung der Regelbestände erreichen lie-
ße. Viele befürchten, dass bei den jet-
zigen Mehrheitsverhältnissen im Par-
lament und der Zusammensetzung der 
Europäischen Kommission eher eine 
Verschlechterung auf der vom EuGH 
vorgegebenen Linie herauskommen 
würde. Die Kommission hat mittler-
weile angekündigt, einen Entwurf für 
die bessere Anwendung der Entsende-
richtlinie vorzulegen, ohne die Richtli-
nie zu revidieren. Damit kann noch in 
diesem Jahr gerechnet werden.

Als Antwort auf die gesamte Proble-
matik haben die europäischen Gewerk-
schaften sich darauf verständigt, den 
Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort“ verstärkt zu 
verfolgen und durchzusetzen. Es wird 
gefordert, dieses Prinzip als fünften 
Grundsatz neben die vier Freiheiten 
der Verträge zu stellen. 

Die Debatte führte auch zu der Frage, 

ob der Weg der Verteidigung der natio-
nalen Rechtsbestände und ein Zurück-
drängen der europäischen Einflüsse, 
der in manchen Wortmeldungen aus 
den Gewerkschaften vorgeschlagen 
oder doch mindestens angedeutet wird, 
eine angemessene Reaktion ist. Ver-
schiedenes spricht dagegen. Wie schon 
angedeutet, ist die nationale Rechtsla-
ge oft nicht besser. Die Errungenschaft 
der Freizügigkeit kann wohl nur euro-
päisch und durch Ausgestaltung der 
Rahmenbedingungen gefestigt werden. 
Andernfalls sind fortwährende Kol-
lisionen zwischen Binnenmarktrege-
lungen und Arbeitsbeziehungen nicht 
zu verhindern. Zu bedenken ist auch, 
dass die Arbeitsbeziehungen zu einem 
wesentlichen Teil heute schon von den 
Verträgen erfasst werden und dies von 
den europäischen Institutionen (auch 
den Gewerkschaften) genutzt wird. Die 
EU ist beispielsweise für die Bildung 
nicht zuständig, greift aber über die 
Themen Mobilität und Lebenslanges 
Lernen direkt in dieses Feld ein. Heute 
schon nutzen Konzerne europäische 
Budgetlinien, um in den Betrieben Ver-
änderungen zu initiieren und greifen 
damit direkt in Hoheitsfelder ein, die in 

vielen Ländern institutionell von den 
Gewerkschaften mit gestaltet werden. 
In Europäischen Betriebsräten wer-
den heute zu allen Themen, bis hin zu 
Fragen des Entgeltes, Vereinbarungen 
abgeschlossen.

Neben der politischen und rechtlichen 
Konstruktion des Binnenmarktes, der 
Angleichung von technischen Niveaus 
und dem Ausbau eines europäischen 
Arbeitmarktes entsteht so immer 
deutlicher eine europäische Ebene in 
den Arbeitsbeziehungen, die nur teils 
rechtlich fundiert ist. Der Ansatz des 
EGB, „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort“, ist wohl richtig, und 
auch die Forderung, den Gleichbehand-
lungsgrundsatz gleichberechtigt neben 
die Binnenmarktfreiheiten zu stellen 
ist angemessen, um die Ausgestaltung 
des Binnenmarktes voranzubringen. 
Ein Rückzug auf die nationale Ebene 
würde die Gewerkschaften gegenüber 
den angedeuteten materiellen Verän-
derungen gänzlich entwaffnen.

Ein weiterer Bericht zur Europä-
ischen Arbeitszeitrichtlinie und den 
Tarifbewegungen 2010 erfolgt in der 
nächsten Ausgabe der Politischen Be-
richte.� brr, har, rog, rül

Rezensiert: Berthold Huber „Kurswechsel für Deutschland“

IG-Metall-Vorsitzender fordert Richtungswechsel
Der Vorsitzende der IG Metall, Berthold 
Huber, hat ein Buch herausgegeben, 
in dem er und neun weitere Autoren 
über Lehren aus der Finanz- und Wirt-
schaftskrise nachdenken und darüber, 
welche Ziele sich die Gewerkschaften 
und alle diejenigen stellen sollten, die 
sich, so Huber, „gegen die Politik der 
Marktradikalen stellen“. „Wir haben 
das Ziel, erst die gesellschaftliche De-
batte und dann die Politik in diesem 

Land in eine neue Richtung zu schie-
ben,“ so der IG Metall-Vorsitzende.

„Neuer Zukunftsvertrag“

Huber plädiert für einen „neuen Zu-
kunftsvertrag, der demokratische, so-
ziale und ökologische Ziele vereint“. 
Dazu gehöre ein Abbau der Exportab-
hängigkeit der deutschen Wirtschaft, 
um zu einer neuen wirtschaftlichen 
Balance zu kommen. Huber: „Die Ab-
hängigkeit vom Export wird andau-
ern, wenn die Verteilungsfrage nicht 
besser gelöst wird und so die Binnen-
wirtschaft auf stabilere Beine gestellt 
werden kann.“

Das Aktienrecht soll geändert wer-
den, „Vorstand und Aufsichtsrat künf-
tig auch auf das Wohl der Beschäftigten 
und der Allgemeinheit verpflichtet 
werden. Betriebsschließungen, Stand-
ortverlegungen oder Massenentlas-
sungen können künftig nur noch mit 
Zweidrittelmehrheit im Aufsichtsrat 
beschlossen werden.“ Hinzukommen 
müssten stärkere Mitbestimmungs-
rechte der Betriebsräte. Der Industrie-
soziologe Prof. Schumann nennt das in 
seinem Aufsatz in dem Buch den Ver-
such einer Übertragung des „Modells 
VW“ auf die gesamte Großindustrie.

Zu einer neuen Wohlfahrtsgesell-
schaft müsse gehören, zwischen den 
Systemen Arbeit und Bildung Brü-
cken zu bauen, um die Übergange vom 
Schulsystem zur Arbeit, von Arbeit zu 
(Weiter)-Bildung und zurück leichter 
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zu machen.
Öffentliche Güter, so Huber, müssten 

effizient sein und in öffentlicher Hand 
bleiben. Dazu gehöre „die Versorgung 
mit Wasser und Energie, große Teile 
des öffentlichen Personennah- und 
Fernverkehrs, der soziale Wohnungs-
bau, die Infrastruktur für Erziehung, 
Bildung, Gesundheit und Arbeitsver-
mittlung.“

Im Dienstleistungsbereich müsse mit 
der Devise „billiger statt besser“ gebro-
chen werden. „Das Beispiel Schweden 
zeigt, dass es eine Alternative gibt.“

„Der Arbeitsmarkt muss so geordnet 
werden, dass normal gesicherte und 
fair entlohnte Beschäftigung wieder 
die Regel und Niedriglohnsektor, pre-
käre und Leiharbeit zur Ausnahme 
werden“. Dazu gehöre ein gesetzlicher 
Mindestlohn.

Die IG Metall, so Huber, sei eine 
„Wertegemeinschaft“, die für ein gutes, 
gelungenes Leben eintrete, wie es von 
der US-Philosophin Martha Nuss-
baum und dem Nobelpreisträger für 
Wirtschaft Amartya Sen beschrieben 
werde. Für diese Ziele suche die IG 
Metall Verbündete.

Das alles ist nicht neu. Wer die Dis-
kussionen in den Gewerkschaften ver-
folgt, wird das meiste kennen. Trotz-
dem ist das Buch lesenswert. Zum ei-
nen, weil es Positionen der IG Metall in 
komprimierter Form beschreibt. Das 
macht auch Schwächen sichtbar. Zur 
Frage etwa, wie ein soziales, solida-
risches Europa aussehen solle, findet 
sich in dem Aufsatz von Huber fast 
nichts. Eine Leerstelle ist auch das 
Thema Modernisierung der sozialen 
Sicherung in einer älter werdenden 
Gesellschaft.

„Pluralisierung der Wirtschaftswissen-
schaft“

Dafür finden sich in den Beiträgen 
der anderen Autorinnen und Autoren 
weitere Anregungen. Gesine Schwan, 
zweimal SPD-Kandidatin für das Amt 
des Bundespräsidenten, bekräftigt die 
Kritik des IG Metall-Vorsitzenden am 
dürftigen Niveau der deutschen Wirt-
schaftswissenschaft. Sie fordert eine 
Pluralisierung: „Die Vielfalt der An-
sätze und Betrachtungsperspektiven, 
welche die Ökonomie einst ausgezeich-
net hat, muss sich auch bei der Beset-
zung von Lehrstühlen widerspiegeln.“ 
Gemeint ist eine Wirtschaftswissen-
schaft, die nicht nur Glaubenssätze 
der Gleichgewichts- und Angebotsthe-
orie anbetet, sondern auch Ansätze von 
Keynes, Marx und der klassischen poli-
tischen Ökonomie aufgreift und weiter 
entwickelt.

Abbau von „Übergangsschwellen“ zwi-
schen Bildung und Arbeit

Martin Baethge, Präsident des Sozi-
ologischen Forschungsinstituts an der 
Uni Göttingen, analysiert „das doppelte 

Bildungs-Schisma“, das er in der Tren-
nung von „höherer“ und „niederer“ 
Allgemeinbildung und der beruflichen 
von der allgemeinen Bildung sieht und 
„das die extreme soziale Selektivität 
im Bildungswesen bis heute begrün-
det.“ Diese Spaltung werde von den 
Gewerkschaften schon lange kritisiert. 
Versuche, sie zu überwinden, seien bis-
her gescheitert. In der Folge verengte 
sich „gewerkschaftspolitische Berufs-
bildungspolitik … zur Fach- und Kli-
entelpolitik für Fachkräfte“, mit der 
Folge, dass die Gewerkschaften „zen-
trale Probleme aktueller Bildungspo-
litik ausblenden“. Dazu gehöre, dass 
„etwa ein Sechstel der Jugendlichen 
in Deutschland ohne abgeschlossene 
Ausbildung bleibt“. Reformbedürftig 
seien auch die Übergänge von beruf-
licher Bildung zu Hochschulen. „Ak-
tuell gelingt der Zugang zur Hoch-
schule nur sehr wenigen Berufstätigen 
ohne formale Hochschulreife“ – nur ein 
Prozent der Studienanfänger hat kein 
Abitur. Die Gewerkschaften müssten 
sich entscheiden, ob sie „eine struktur-
konservative Klientelpolitik für Fach-
kräfte oder eine Bildungspolitik für die 
junge Generation betreiben wollen“, 
fordert er. Dazu gehört für Baethge, 
„die beiden großen Übergangsschwel-
len“ abzubauen: den „Übergang von 
der allgemeinbildenden Schule in die 
Berufsausbildung am Ende der Sekun-
darstufe I und von der Berufsausbil-
dung in den Hochschulbereich.“

Leerstellen im Parteiensystem?

Anregend sind auch Hinweise des 
britischen Soziologie-Professors Colin 
Crouch. Crouch diagnostiziert, dass 
erhebliche Teile der Gesellschaft nicht 
mehr vom Parteiensystem repräsen-
tiert werden. Dazu gehören für ihn un- 
und angelernte Arbeitskräfte im in-
dustriellen Bereich und gering bezahl-
te Beschäftigte, vor allem Frauen, im 
Dienstleistungssektor. Die neoliberale 
Umgestaltung habe das „Inflations-
problem des Keynesianismus“ durch 
Entfesselung der Marktkräfte gelöst, 
gleichzeitig aber die Gesellschaft „von 
den Führungsschichten des Finanz-
sektors abhängig“ gemacht. Die damit 
verbundene Job-Unsicherheit und der 
Rückbau des Wohlfahrtsstaates habe 
eine neue Unsicherheit geschaffen, de-
ren Opfer vom traditionellen Parteien-
system nicht mehr repräsentiert wür-
den. „Es mangelt an einer Neuordnung 
des Parteiensystems, das die Interessen 
der neuen sozialen Schichten vertritt“. 
Junge Menschen engagierten sich heute 
eher in NGOs für konzernkritische und 
globale Themen als in traditionellen 
Parteien. Seine Aufforderung, die Ge-
werkschaften sollten „in neue Schich-
ten der postindustriellen Gesellschaft 
vorstoßen, etwa zu den Beschäftigten 
in den privaten Dienstleistungsunter-
nehmen“, ist nur vordergründig ein 

Appell an Verdi. Mit ihrer Kampagne 
zur Organisierung von Beschäftigten 
in Leiharbeit ist auch die IG Metall in 
diesem Feld unterwegs. „Leerstellen“ 
im Parteiensystem sind nicht immer 
auch Leerstellen gewerkschaftlicher 
Politik.

„Neue Arbeitsversicherung“?

Wenig erhellend sind andere Beiträ-
ge. Erhard Eppler etwa kritisiert, die 
68er-Bewegung habe den Staat „nur 
noch als ‚repressiven‘ Apparat“ wahr-
genommen, so dass manche 68er später 
bei der neoliberalen Rechten gelandet 
seien, die auch „dem Staat ans Le-
der wollte“. Dass Staat und Bürger-
rechte Gegensätze sein können, scheint 
für ihn „altes Denken“ zu sein. Also 
schwadroniert er: „Der Staat ist dazu 
da, zu regulieren“, der Staat habe für 
sozialen Ausgleich zu sorgen und der 
föderale Staat ist sogar ein „Gesamt-
kunstwerk“. Bürgerschaftliches Enga-
gement, Selbstorganisation und andere 
Formen ziviler Betätigung finden in 
diesem Weltbild kaum Platz.

Burkart Lutz, Forschungsdirektor 
des Zentrums für Sozialforschung in 
Halle, skizziert systemische „Heraus-
forderungen der Zukunft“. Seine Kern-
these ist, dass „die meisten hochentwi-
ckelten Gesellschaften … die Schwelle 
(von) … einer zunehmend zerfallenden 
Prosperität in eine Übergangsphase 
unbekannter Dauer und wachsender 
Krisenanfälligkeit“ überschritten ha-
ben. Seine pessimistische Erwartung 
lautet, kurz gesagt: Es wird kritisch 
und geht in Zukunft eher abwärts. 
Einen neuen Produktivitätszyklus à la 
Schumpeter und Kondratieff erwartet 
Lutz nicht. Er plädiert für „neue Räume 
der Reflexion“ und sieht „Störungen im 
Verhältnis zur Natur“ und die „Be-
herrschung von gesellschaftlichen 
Ungleichgewichten systemischer Art“ 
als Herausforderungen. Was daraus 
für Gewerkschaften und Politik folgt, 
bleibt unklar.

Erfrischend praktisch ist dagegen 
Günther Schmid. Der langjährige Di-
rektor der Abteilung Arbeitsmarkt-
politik und Beschäftigung am Wis-
senschaftszentrum Berlin plädiert für 
den Umbau der „Arbeitslosenversiche-
rung“ zu einer „Arbeitsversicherung“. 
Gemeint ist nicht nur die Ausweitung 
des Sozialversicherungsschutzes auf 
Beamte, Selbständige und prekär Be-
schäftigte. Schmid schlägt vor, 1% des 
Bruttoeinkommens in einen „Weiter-
bildungsfonds“ zu zahlen. So sollen 
individuelle „Ziehungsrechte“ der Bei-
tragszahler entstehen, um persönliche 
Weiterbildung zu finanzieren – ein in-
teressanter Ansatz. � rül

Berthold Huber. Kurswechsel für Deutsch-
land, 255 Seiten, Campus Verlag 2010, 
24,90 Euro.
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Mehr direkte Demokratie im Parteienstaat?
(Aus den einleitenden Bemerkungen von Dr. Harald Pätzolt)

Weit über linke Kreise hinaus gilt heute als selbstverständlich, dass wir mehr 
direkte Demokratie brauchen. In Deutschland, aber eigentlich überall in der 
Welt. Direkte Demokratie ist etwas fraglos Gutes, während die repräsentative 
Demokratie mit ihren Parteien und Parlamenten, gewählten Abgeordneten und 
Amtsträgern (Politikern) den denkbar schlechtesten Ruf hat. 

Was politisch aus einer solchen Gewissheit folgt, scheint ebenso klar zu sein: 
Wenn man mehr direkte Demokratie will, dann muss man erstens die Bedin-
gungen dafür verbessern, also die Höhe der Quoren verringern, die Zulassung 
erleichtern, Zulässigkeiten (d.i. die Gegenstände, über die befunden werden 
darf) erweitern, die Kosten verringern und die Fristen verlängern. Zweitens 
wären weitere politisch-administrative Ebenen für Formen direkter Demokra-
tie (Gesetzes- und Verfassungsinitiativen) zu erschließen – bis hin zur völligen 
Volksgesetzgebung.

Soweit scheint die Sache recht klar und für die jüngste Vergangenheit werden 
ja in diesem Sinne, wenigstens auf „unteren Ebenen“, tendenzielle Fortschritte 
berichtet. So vollziehe sich seit Anfang der 90er Jahre ein schleichender Sieges-
zug der direkten Demokratie in Deutschland. Allerdings löst sich viel abstrakte 
Selbstverständlichkeit rasch auf, wenn es um konkrete Fragen geht. So mag 
man schon Grenzen ziehen und nicht über alles abstimmen lassen, etwa über 
die Todesstrafe und man findet z.B. die sogen. Beteiligungsquoren wegen der 
damit möglichen Gegenstrategie der Demobilisierung der eigenen Parteigänger 
problematisch. Aber darüber will ich hier nicht reden. Vielmehr will ich einige 
Annahmen, die quasi als Gründe für die Selbstverständlichkeit, dass direkte 
Demokratie gut und mehr davon besser sei, angeführt werden, thematisieren.

Die erste Annahme betrifft das Menschenbild des mündigen Bürgers. (…) Eine 
zweite Annahme ist die, dass wir in Deutschland ein grundlegendes Demokra-
tiedefizit haben, weil relevante Teile des Volkes eben parlamentarisch nicht re-
präsentiert werden. (…) Eine dritte Annahme ist die, dass das Demokratiedefizit 
in der Entartung der Parteien, der Politiker und des Parlaments selbst begründet 
ist. (…) Eine vierte Annahme ist die, dass es zweckmäßig wäre, Sachfragen gele-
gentlich unmittelbar, direkt, zu entscheiden.  (…)
Meine Absicht war es zu zeigen, dass die Forderung nach mehr direkter Demo-
kratie eine richtige ist, man sich damit jedoch nicht so rasch der Notwendigkeit 
der Arbeit an der repräsentativen Demokratie entledigen sollte. Es geht eben um 
mehr Demokratie, da liegen in beidem die Chancen.


